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DER WEG ZUR K O E X I S T E N Z : KAISER S I G M U N D 
U N D DAS E N D E DER H U S S I T I S C H E N R E V O L U T I O N 
Won Winfried Eberhard 
Die ältere Geschichtsschreibung hat Kaiser Sigmund als oberflächlichen, unstet 
schwankenden und erfolglosen Herrscher abgeurteilt. In der tschechischen Historio-
graphie trat dazu das Bild des intransigenten, konservativen Bekämpfers von Reform 
und hussitischer Reformation, vor allem schließlich des verschlagenen, ja verlogenen 
Diplomaten1. Seine Leistungen in der Konzilspolitik und in der Reichsreform werden 
inzwischen mehr gewürdigt, ebenso die Tatsache, das Hussitenproblem überhaupt 
gelöst zu haben. Sigmunds Hussitenverhandlungen und seine folgende Politik in Böh-
men sieht die tschechische Forschung allerdings überwiegend noch unter den negati-
ven Vorzeichen des politischen Betrügers und kirchlichen Reaktionärs. Kontrastiert 
man nun die kompromißfeindliche Intransigenz Sigmunds gegenüber den Hussiten 
am Beginn der böhmischen Revolution mit den von ihm 1436 akzeptierten Ergebnis-
sen am Ende, so stellt sich nicht nur die Frage, worin die Hussiten sich verändert hat-
ten und warum sie sich zur Verständigung bereit finden konnten, sondern auch, 
was der Kaiser in diesem Prozeß von über zwanzig Jahren - seit der Verurteilung des 
Jan Hus - dazulernte und unter welchen objektiven Bedingungen er seine Politik ver-
ändert haben könnte. Die Koexistenz von Kirche und Ketzern, die er am Anfang für 
unmöglich hielt, war jedenfalls am Ende das akzeptierte, zumindest hingenommene 
Ergebnis. Damit verbindet sich Kaiser Sigmund auch mit dem Beginn der böhmischen 
Toleranzgeschichte, mit einer Hinwendung zur Moderne, die ihm von Koller auch in 
manch anderer Hinsicht attestiert wird. 
Der allgemeinen europäischen Historiographie ist es jedoch wenig bekannt, daß 
sich religiöse Toleranz in einer Gesamtgesellschaft am frühesten in Böhmen und Mäh-
ren entwickelte, und zwar aus der hussitischen Revolution heraus über den Zeitraum 
von fast zweihundert Jahren hin bis zur Konföderationsakte des Ständeaufstands von 
1619la. Dabei ging es gewiß nicht um das aufklärerische, moderne Verständnis von 
1 Zur Auseinandersetzung mit der älteren Forschung vor allem die neuere Würdigung von 
Kol l e r , Heinrich: Sigismund 1410-1437. In: Kaisergestalten des Mittelalters. Hrsg. v. 
Helmut Beumann. München 1984, 277-300. 
la Literatur dazu bei E b e r h a r d , Winfried: Entstehungsbedingungen für öffentliche Tole-
ranz am Beispiel des Kuttenberger Religionsfriedens von 1485. Communio Viatorum 19 
(1986) 129-154, hier 150, Anm.28. - Zur mittelalterlichen Geschichte des Toleranz- und 
Intoleranzdenkens Schre ine r , Klaus: „Duldsamkeit" (tolerantia) oder „Schrecken" (ter-
ror). In: Religiöse Devianz. Untersuchungen zu sozialen, rechtlichen und theologischen 
Reaktionen auf religiöse Abweichungen im westlichen und östlichen Mittelalter. Hrsg. v. 
Dieter Simon. Frankfurt/M. 1990,159-210.-Ders.: Art. „Toleranz". In: Geschichtliche 
Grundbegriffe. Bd.6. Hrsg. v. Reinhart Kosel leck. Stuttgart 1990, 445-605, besonders 
454-470. 
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Toleranz im Sinne einer Gewissensautonomie des Individuums, auch wenn im Lauf 
der Entwicklung das Problem der persönlichen Glaubens- und Gewissensfreiheit, 
ebenso wie in der deutschen Reformation, zuweilen thematisiert wurde2. Es ging auch 
nicht um Toleranz aufgrund einer rationalen, aufgeklärten Einsicht, sondern um eine 
politisch-gesellschaftliche Notwendigkeit. Das Problem der Toleranz stellte sich 
nämlich prinzipiell im Verhältnis zwischen gesellschaftlich-ideologischen Großgrup-
pen, die gegensätzliche Orientierungsnormen und Wertsysteme ausgebildet hatten -
und zwar nicht in irgendeinem Teilbereich des Wertsystems, sondern in den religiösen 
und gesellschaftlichen Normen, die bislang das Handeln der Gesamtgesellschaft 
grundsätzlich orientiert, begründet und integriert hatten3. Indem dadurch die Einheit 
der Gesellschaft auf dem Spiel stand, wurde das Toleranzproblem real virulent und 
politisch aktuell. 
Eine grundlegende Voraussetzung für eine tolerante Konfliktlösung, für das Zulas-
sen und Aushalten der Gegensätzlichkeit der entstandenen Gruppen in einer politisch 
anerkannten und organisierten Form, bestand zunächst in der Erfahrung, daß eine 
gewaltsame Lösung zur Einigung der Gesellschaft nicht durchsetzbar war - weder 
durch eine Restituierung des alten noch durch Totalisierung des revolutionären 
neuen Wertesystems. Der Zwang zu einem Weg in Richtung auf irgendeine Form von 
Toleranz war also erstens dadurch bedingt, daß die gegensätzlichen religiösen Grup-
pen sich machtpolitisch-militärisch durchsetzten und behaupteten, daß also der Geg-
ner sich nicht mehr eliminieren ließ. Diese Nichtreduzierbarkeit der Gegensätze auf 
eine alte oder neue Einheit hin erzwang den allmählichen Verzicht auf Gewalt und 
zugleich die Suche nach einem neuen ideologischen und politischen Modus vivendi 
organisierter Koexistenz. Beides, der Verzicht auf die einheitliche Totallösung einer-
seits und der Weg zur organisierten Koexistenz andererseits, bildeten keine sukzessi-
ven Phasen, sondern entwickelten sich gleichzeitig, da sie einander bedingten4. 
Diese Problematik ergab sich historisch zum ersten Mal mit der hussistischen Revo-
lution, da sie auch erstmals im Mittelalter eine Gesellschaft auf religösem Gebiet in 
gleichgewichtige Gruppen spaltete und diese Spaltung nicht mehr auf die frühere reli-
giöse Einheit zu reduzieren war. Wie später in der Französischen Revolution, so 
stellte sich auch in der hussitischen schließlich die Hauptfrage, wie sie zu beenden, 
d.h., wie sie in einen Zustand einer neu stabilisierten Gesellschaft zu überführen wäre, 
ohne den Kern ihrer Ziele aufzugeben. Für die Revolutionäre verschiedener Richtun-
gen stand aber in diesem Prozeß gerade dies wiederum 'in Frage und mußte durch-
gekämpft werden: Was war der unverzichtbare Kern der revolutionären Ziele, wie 
weit waren Zugeständnisse möglich und nötig, um in der einheitlichen Gesellschaft die 
2 E b e r h a r d : Entstehungsbedingungen 143-146. 
3 Dazu vor allem L e m b e r g, Eugen: Ideologie und Gesellschaft. Eine Theorie der ideologi-
schen Systeme, ihrer Struktur und Funktion. Stuttgart u. a. 1971. - S c h r e i n e r : Toleranz 
448 betont ebenfalls „die Legitimations- und Integrationsfunktion", die der christliche 
Glaube in der Gesellschaft zu erfüllen hatte. Allerdings spielte diese Funktion eine um so grö-
ßere Rolle, je mehr die Gesellschaft sich seit dem 12. Jahrhundert differenzierte, nicht so sehr 
„in einer wenig ausdifferenzierten Gesellschaft". 
4 Zu diesen Thesen ausführlicher E b e r h a r d : Entstehungsbedingungen 131-133. 
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neue n Werte zur Geltun g zu bringen ? De n Hussite n kam es selbstverständlic h darau f 
an , möglichs t viel aus ihre m Program m der Vier Artikel un d aus den revolutionäre n 
Veränderunge n inhaltlic h zu fixieren un d in der politische n Organisatio n wie in der 
geographische n Ausdehnun g zu konsolidieren . Fü r die Herrschaftsinstitutio n dieser 
Gesellschaft , konkret : den Thronprätendente n Sigmund , ging es ebenso um das Pro -
blem, wie die böhmisch e Gesellschaf t ihre Einhei t un d ihre n Bestand , den „Frieden " 
also, wiedergewinne n un d dadurc h eine neukonsolidiert e politisch e Herrschaf t ermög -
lichen konnte . Stabilisierun g der Revolutio n un d Stabilisierun g von Herrschaf t sind so 
nu r zwei strukturell e Aspekte eines Sachverhalts . Es handel t sich dabe i weniger um 
subjektive Absichten -  etwa die reaktionäre n Sigmund s ode r die radikale n der Tabori -
ten - , sonder n um strukturell e Konstellatione n bei der Überführun g der hussitische n 
Revolutio n in einen neue n politische n Zustand . Diese s prinzipiell e Ziel aller Beteilig-
ten mußt e -  da die permanent e Revolutio n in der Realitä t ein Parado x ist -  in einem 
siebenjährige n (1429-1436 ) konkrete n dialektische n Lern - un d Diskussionsproze ß 
erstritte n werden . 
Frieden und Gewalt 
Di e erste Voraussetzung , um überhaup t eine Lösun g des langjährigen Konflikt s 
zwischen den Hussite n un d Katholiken , zwischen den böhmische n Länder n einerseit s 
un d Köni g un d Kirch e andererseits , gemeinsa m suche n zu können , war die beider -
seitige Bereitschaft , die via belli aufzugeben zugunste n der viapacis. Di e Einsich t in 
die Unmöglichkeit , ganz Böhme n un d Mähre n eine r Totallösun g im Sinn e eine r der 
beiden Seiten gewaltsam zu unterwerfen , erfordert e allerding s die entsprechend e kon -
krete Erfahrung . 
Die hmsitische Seite 
Als am Beginn dieses Weges Köni g Sigmun d den Hussite n Friedensgespräch e anbot , 
zeigten bereit s die Vorverhandlunge n der hussitische n Ständ e in Pra g (Februa r 1429), 
daß die Adelsstände , Prag-Altstad t un d die Taborite n Prokop s des Große n zum 
Gewaltverzich t berei t waren , falls der Köni g die Vier Artikel prinzipiel l akzeptierte , 
also Religionsfreihei t einräumte . Di e Waisen (Orebiten ) un d Prag-Neustad t strebte n 
jedoch noc h eine Totallösun g im hussitische n Sinn e an un d forderten , daß Sigmun d 
sogar mi t ganz Ungar n den hussitische n Biblizismus un d den Laienkelc h übernehme . 
Dahinte r stand die Tenden z des hussitische n Universalismu s zur Refor m der gesam-
ten Kirche n nac h dem hussitische n Modell . Als die Vorschläge Sigmun d überbrach t 
wurden , vereinbart e ma n immerhi n einen Waffenstillstan d bis zu den Verhandlunge n 
in Preßbur g im Mär z 14295. 
5 Aschbach , Joseph v.: Geschicht e Kaiser Sigmunds . 4 Bde. Hambur g 1845, N D 1964, hier 
Bd. 3, 337. -  Zu den Preßburge r Verhandlunge n Macek , Josef: Die Versammlunge n von 
Preßbur g 1429. Folia diplomatic a 1 (1971) 189-208. -  H e r r e , Hermann : Die Hussitenver -
handlunge n auf dem Preßburge r Reichstage vom April 1429. QFIA B 2 (1899) 307-316. -
B a r t o š , Františe k M. : Z bratislavské schůzky krále Zikmund a s husitskými vůdci r 1429 
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Darübe r hinau s ging es bei diesen Gespräche n ebenso wie dazwische n auf dem Pra -
ger Mai-Landta g sogar um einen zweijährigen Waffenstillstan d mit den Länder n des 
König s bis zur Eröffnun g des künftigen Konzils 6. Sollte doc h der Bode n bereite t 
werden für einen Verständigungsweg, der in der Ta t mi t dieser Fühlungnahm e 1429 
begann . 
Hauptgegenstan d der Gespräch e bildete n nämlic h bereit s das Dränge n der Hussi -
ten , auf dem Konzi l gehör t zu werden , un d ihr Anliegen, der Universalkirch e vor-
tragen zu könne n - hier schon mi t der Forderun g nac h der Bibel un d den an ihr zu 
messende n Kirchenväter n als unparteiische r Verhandlungsnorm , entsprechen d dem 
spätere n „Egere r Richter " von 1432 - sowie die Annahm e Sigmund s als König 7. Di e 
Verhandlunge n scheiterte n vor allem an den hussitische n Bedingungen , die Sigmun d 
schon zehn Jahr e zuvor abgelehn t hatt e un d die er auch jetzt nich t zu akzeptiere n 
berei t war, zuma l er dem Konzi l nich t vorgreifen un d es von vornherei n schwäche n 
wollte. Aber ander s als zehn Jahr e zuvor schien jetzt die Verständigungsbereitschaf t 
auf beiden Seiten gewachsen zu sein, nich t zuletz t auch bei dem sonst imme r kriegs-
bereite n Taboritenführe r Proko p dem Kahlen . 
So taucht e auch in den beiden folgenden Jahre n in den hussitische n Manifeste n ver-
schiedentlic h die Ide e eines allgemeine n christliche n Frieden s auf. In zwei lateinische n 
Manifesten 8 vom Ma i 1430 stellten die Prage r un d ihre Geistlichkei t der Christenhei t 
den Wunsc h vor Augen, Fried e un d Wahrhei t möchte n die Spaltun g der Kirch e un d 
den Ha ß vertreiben . „Litiu m eliminetu r materi a beilorumqu e inquiet a rabies, res, 
populo s ac regna demolien s . . . pax pullulet , oriatu r concordi a fraternequ e caritati s 
fervor Domin o largient e succrescat. . ." 9 . Ja, sogar die Taborite n riefen in einem deut -
schen Manifes t zum Religionsgespräc h in rationale r Prüfun g der Heiligen Schrift auf: 
„niema n überwind e den ander n mi t gewalt ode r mi t böser listikeit, sunde r allein mi t 
dem wort gotz" 1 0 . Allerdings wird gerade an diesen Manifeste n andererseit s die Dia -
lektik zwischen hussitische r Friedens - un d Kriegsbereitschaf t deutlich . Ma n wollte 
den Friede n nämlic h erreiche n über eine freie Disputation , die unte r der Nor m der 
„sola scriptura " den Hussite n ermögliche n sollte, die Christenhei t von der Wahrhei t 
der vier hussitische n Artikel zu überzeugen , zu bekehre n un d sie so zu einer all-
gemeine n Refor m im Sinn e der Vita apostolic a zu bringen  n . Sollten die Bischöfe un d 
[Aus den Preßburge r Zusammenkünfte n König Sigmund s mit den hussitischen Führer n im 
Jahre 1429]. ČM M 49 (1925) 170-195. 
6 Archiv český (Im folgenden zit. als AČ) VI, 421 f. 
7 H r e j s a, Ferdinand : Dějiny křesťanství v Československu [Die Geschicht e des Christen -
tums in der Tschechoslowakei] . 6 Bde. Prah a 1947-1950, hier Bd.2, 227f. -  Der Prager 
Landtagsbeschlu ß in AČ VI 421-422. 
8 B a r t o š , Františe k M. : Manifest y města Prah y z doby husitské [Die Manifest e der Stadt 
Prag aus der Hussitenzeit] . Prah a 1932, 302-309. 
9 Ebenda305 . 
10 Neu n Texte zur Geschicht e der religiösen Aufklärung in Deutschlan d währen d des 14. und 
15.Jahrhunderts . Hrsg. v. Alexander Reif f e rscheid . Greifswald 1905, 15. 
11 „u t totu s orbis terraru m hiculente r agnoscat , quia causam nostra m et eius merit a pander e tot i 
ecclesie katholic e ab inicio semper fuimus et sumus párat i . . . " B a r t o š : Manifest y 304. -
„.. . easdem sacratissimas veritates . . . amplexi suscepimu s . . . et ad eorum cognicionem , 
dileccione m et observanciam salutarem totam Dei ecclesiam ab inicio semper optavimu s et 
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Theologe n sich nich t bekehren , so werde ma n sie dazu zwingen ode r vertreiben , wie 
die Taborite n verkündeten , währen d die Prage r die Gewal t nu r als Verteidigun g des 
Evangelium s mit einem geläufigen juristische n Grundsat z legitimierten 12. Fü r diesen 
bekannte n hussitische n - nich t nu r taboritische n - universalistische n Messianismu s 
konnte n Eintrach t un d friedlich e Ruh e nich t das erste Zie l sein; in erster Linie ging 
es ja um den wahre n Frieden , die Wiederherstellun g der rechte n Weltordnun g im 
augustinische n Sinn e un d nac h der scholastische n Kriegslegitimation 13. 
Nachde m aber die Einsich t reifen mußte , daß sich nich t die gesamte Ordnun g der 
Christenhei t nac h hussitisch-biblische m Program m veränder n ließ, stellte sich die 
Frage , wie weit man diesen Anspruc h inhaltlic h ebenso wie geographisc h reduziere n 
konnt e un d wollte, um die Revolutio n überhaup t zu stabilisieren -  auf die Lände r 
Köni g Sigmunds , wie ma n es 1429 forderte , un d auf die Nachbarregionen , auf die 
böhmische n Lände r allein ode r sogar nu r auf einen stabilisierte n ode r verbesserten 
Statu s quo innerhal b Böhmen s un d Mähren s -  un d wie weit ma n dafür noc h kriegeri-
sche Mitte l einsetze n wollte. 
Di e gemäßigte n Hussite n -  Prage r Altstadt , ander e Städte , Adel -  erstrebte n bereit s 
in ihre n Manifeste n lediglich die freie Anhörun g un d Disputatio n vor dem allgemei-
nen Konzi l un d die kirchlich e Anerkennun g ihre r Lehr e un d Praxis , freilich noc h mi t 
dem Zie l einer allgemeine n Kirchenrefor m gemäß eben dieser Praxis 1 4. Kriegsgewalt 
jedoch sahen un d praktizierte n sie nich t meh r offensiv, sonder n lediglich als auf-
genötigt e Verteidigun g des Hussitismus . Konsequenterweis e nahme n sie dahe r auch 
1431 am Zu g gegen das letzte , vom päpstliche n Konzilslegate n Giulian o Cesarin i 
geführte Kreuzhee r teil. Zugleic h setzten sich in diesen Kreisen aber praktisch e Frie -
densinteresse n durch . Di e arrivierte n Adligen un d Bürger , die in den Besitz von 
Kirchen - un d Königsgut gekomme n waren , sahen trot z des Sieges bei Tau s keine n 
Sinn meh r in weiteren Kämpfen , die das Erreicht e ja nu r gefährden konnten , 
nun c optamu s venire." Ebend a 302. -  Oder noch prägnante r in einem Manifest vom 
21. Juli 1431: „quo d tota una nobiscum Dei viventis militan s reformetu r Ecclesia in capitis 
suis parite r et membri s iuxta sacre scriptur e doctrinam. " Urkundlich e Beiträge zur 
Geschicht e des Hussitenkrieges . Hrsg. v. Fran z Palacky . Bd. 2. Prag 1873,229 (im folgen-
den zit. als ÜB) . -  Daß der Kampf um die Wahrhei t hier nur ausgeweitet wurde auf das Feld 
der Disputation , das Wahrheitsverständni s zumal der Taborite n aber intoleran t blieb 
(„verita s vincit"), erläuter t M o l n á r , Amedeo: Zur hermeneutische n Problemati k des 
Glaubensdisput s im Hussitentum . Communi o Viatorum 29 (1986) 1-14, hier 4. 
Neu n Texte 15. -  „quo d vim vi repellere omne s leges et omni a iura permittant. " B a r t o š : 
Manifest y 303. -  Ebenso in dem Manifest von 1431 noch vor dem Sieg bei Taus: „vim vi coge-
mur repellere , quemadmodu m omne s leges et omni a iura permittunt. " 
Auf diese hussitische Dialekti k zwischen Krieg und Friede n mach t aufmerksam M o l n á r , 
Amedeo : Mír v husitském myšlení [De r Friede n im hussitischen Denken] . H T 4 (1981) 
21-30, wenn er schreibt , in der Tat sei die Zeit der Hussitenkrieg e gerade auch eine Zeit der 
hussitischen Friede n gewesen (22), und die Hussite n hätte n die Revolutio n gerechtfertig t im 
Name n des wahren Frieden s (27). 
Diese Forderun g noch in einem Manifest wenige Wochen vor dem Sieg über das Kreuzhee r 
bei Taus 1431. ÜB II 229. -  Dem entsprache n auch ihre Vorstellungen bei den Verhandlun -
gen mit Sigmund in Eger im Mai 1431. Molná r , Amedeo: Chebský soudce [Der Egerer 
Richter] . In : Soudce smluvený v Chebu . Sborník příspěvků přednesenýc h na symposiu k 
550. výročí. Cheb 1982, 9-37, hier 9-13. 
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zuma l angesicht s der zunehmende n Wirtschaftskris e infolge der Kriegsverwüstunge n 
un d der Blockade 15. De r dem Krieg un d dem taboritische n Radikalismu s abgeneigte 
hussitisch e Hochade l bracht e sich Anfang der dreißiger Jahr e auf den Landtage n poli-
tisch wieder stärker zur Geltun g un d gruppiert e sich hier um die Baron e Meinhar d von 
Neuhau s un d Hyne k Ptáče k von Pirkstein 1 6. Fü r das Prage r Bürgertum , dessen 
gesellschaftliche un d politisch-rechtliche , aus der Revolutio n hervorgegangen e Situa -
tion sich stabilisiert hatte , war die ökonomisch e Lage imme r noc h schwierig. Ein e 
Erholun g wurde durc h den Krieg un d die wirtschaftlich e Isolierun g verhindert 1 7. Di e 
politische n Interesse n der gemäßigte n Hussite n tendierte n also verständlicherweis e 
zur Stabilisierun g des Statu s quo der Revolution . Sie erkannte n aus ihre r Interessen -
lage frühzeiti g die Unmöglichkei t eine r hussitische n Totallösung , eine r monistische n 
hussitische n Gesellschaf t ode r gar Gesamtkirche . 
Am stärksten neigten die radikale n Taborite n -  un d zwar weniger dere n politisch e 
Führe r wie Prokop , sonder n die Berufskämpfe r -  zur Fortführun g des Krieges. Aber 
auch Proko p war nie ganz zum Verzich t auf die Waffen bereit , nich t einma l 1433 wäh-
ren d der Verhandlunge n mit dem Basler Konzil 1 8 . So fiel er 1429 - diesma l noc h 
zusamme n mit den Waisen, den Prager n un d dem hussitische n Adel -  in Meiße n 
un d Franke n ein; im nächste n Jah r zogen Taborite n bzw. Waisen nac h Ungarn , 
Mähren , Westböhme n un d Schlesien un d wieder nac h Franken , 1431 nac h dem Sieg 
bei Tau s nac h Österreich , Schlesien un d Ungarn , 1432 in die Oberlausitz , nac h 
Schlesien un d Ungarn 1 9 . Zu m einen verfolgten die Radikale n dabei das praktisch e 
Zie l der Versorgung Tausende r Kämpfe r der Feldheere , zum andere n waren sie 
zur Offensivverteidigun g gegen Angriffe katholische r Adliger ode r Nachbarfürste n 
genötigt , un d schließlic h versuchte n sie auch , innerhal b der böhmische n Lände r 
noc h Terrai n für den Hussitismu s zu gewinnen . Vor allem aber beabsichtigte n die 
Taborite n mit solche n kriegerische n Aktionen , auf die innerböhmische n Hussiten -
gegner ebenso wie auf das Konzil , Köni g Sigmun d un d Reichsständ e besondere n 
Druc k auszuüben , um sie zu größere r Kompromißbereitschaf t un d ideologische m 
Entgegenkommen , zumindes t zu ernsthafte n Verhandlunge n zu zwingen. Auch dies 
gehör t zu jener Dialekti k von Friede n un d Krieg, da die wesentlich e Bedingun g für 
einen Lernproze ß in Richtun g auf tolerant e Koexisten z nich t eine intellektuelle , 
theoretisch e Einsich t war, sonder n der machtpolitisch e Zwan g zum Ausgleich, die 
Nötigun g zur Einsich t also. 
Diese s Moti v bewog auch die Taborite n un d Orebite n besonder s zu jener neun -
15 Macek , Josef: Jean Hu s et les tradition s hussites (XVe-XIXe siěcles). Paris 1973, 185f. -
Ke j ř , Jiří: Husit é [Die Hussiten] . Prah a 1984, 164 mach t auf die Friedensbereitschaf t auf-
merksam , die der Prager Chronis t Laurentiu s von Březová sogar in seinem „Lied über den 
Sieg bei Taus" 1431 besingt. 
16 Po l ívka , Miloslav: K vývoji české společnost i na přelom u 20. a 30. let 15. století [Zur Ent -
wicklung der böhmische n Gesellschaf t an der Wende der zwanziger und dreißiger Jahre des 
15. Jahrhunderts] . In : Soudce smluvený v Cheb u 157-161, hier 159. 
17 Z i l y n s k y i , Bohdan : Prah a v době Chebskéh o soudce [Prag in der Zeit des Egerer Rich-
ters]. In : Soudce smluvený v Cheb u 211-215, hier 211. 
18 AschbachIV154.-HrejsaII27Q . 
19 Hre j s a 11234,237, 243f., 257. 
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monatige n Belagerun g der Stad t Pilsen , die erheblich e international e Aufmerksamkei t 
auf sich zog 2 0 . Nachde m nämlic h die Verhandlunge n der hussitische n Delegatio n mit 
dem Konzi l in Basel 1433 für die Taborite n ebenso unbefriedigen d verlaufen waren 
wie die Gespräch e mit den Konzilsgesandte n auf dem Prage r Mai-Landtag , un d als 
nu n überdie s erheblich e Differenze n unte r den hussitische n Gruppe n auf diesem 
Landta g zu eine r Annäherun g der Gemäßigte n un d der Katholike n zu führe n drohten , 
entschlosse n sich die Taborite n zu dieser Aktion . Sie richtet e sich gezielt gegen eine 
katholisch e Stadt , die als ökonomisches , politische s un d kommunikative s Scharnie r 
zwischen Pra g un d dem Reic h für die Katholike n besonder s wertvoll war un d die sich 
zuletz t noc h ausdrücklic h geweigert hatte , die Vier Artikel als Zeiche n der Solidaritä t 
mit dem Lan d zu akzeptieren 21. 
Währen d jedoch die frühere n Kriegszüge, vor allem der Sieg von 1431, noc h 
durchau s das beabsichtigt e Ziel erreichten , Köni g un d Konzi l zum Nachgebe n un d 
Verhandel n zu zwingen, bedeutet e diese Belagerun g nu n den Wendepunk t in der Ver-
änderun g der innerhussitische n Kräfteverhältnisse . Gerad e in jener Zei t schlug näm -
lich den Radikale n zunehmen d die Antipathi e der Bevölkerun g entgegen , die unte r 
den Kämpfe n nu r noc h litt , ohn e davon eine Verbesserun g der Lebensverhältniss e er-
hoffen zu können , un d die nu n eine Reih e von Naturkatastrohe n 1433/3 4 in Böhme n 
überdie s als Strafe Gotte s interpretierte 22. Diese Stimmun g bildete den Bode n für eine 
weitere konkret e Dialekti k zwischen den radikale n Tendenze n der Selbstbehauptun g 
mit militärische n Mittel n un d dem Willen zum Friede n un d zur Stabilisierun g eine r 
neue n Ordnun g im Lande . Di e Belagerun g Pilsen s führt e nämlic h geradewegs zum 
Bündni s zwischen gemäßigte n Hussite n un d Katholike n im Lan d un d zu verstärkte n 
Kontakte n der Böhme n mit Kaiser un d Konzil , ja in diesem Zusammenhan g sogar zur 
Billigung der Kompaktate n mi t dem Konzi l auf dem Prage r Landta g (30. Novembe r 
1433). Sie stärkt e also den Willen zur Verständigung , zuma l die Taborite n un d Orebi -
Kavka , František : ObleženíPlzn ě r. 1433/34, pražská kompaktát a a Zikmun d [Die Belage-
rung Pilsens 1433/34 , die Prager Kompaktate n und Sigmund] . Minulost í Západočeskéh o 
kraje 20 (1984) 125-131. - H e j n i c , Josef/Polívka , Miloslav: Plzeň v husitské revoluci. 
Hilari a Litoměřickéh o „Histori e města Plzně" , její edice a historick ý rozbor [Pilsen in der 
hussitischen Revolution . Die „Histori a civitatis Plznensis " des Hilariu s von Leitmeritz , Edi-
tion und historisch e Analyse]. Prah a 1987,258-372 . -  Po l ívka , Miloslav: Böhme n in der 
Endphas e der hussitischen Revolutio n und international e Aspekte seiner Entwicklung . Die 
Zuspitzun g des Kampfes um den Charakte r des böhmische n Staates in der Zeit der hussiti-
schen Belagerung der Stadt Pilsen. Historic a 29 (1989) 161-224, hier 168. 
Zur politische n Bedeutun g Pilsens und den Motiven für die Belagerung gerade dieser Stadt 
Po l ívka : Böhme n 168-174. -  Anfangs beteiligten sich an der Aktion auch hussitische 
Adlige und die Stadt Prag, ebend a 167. Sogar der katholisch e Adel verhielt sich abwartend . 
Po l ívka , Miloslav: Problém y české a evropské politiky v závěru husitské revoluce [Pro -
bleme der böhmische n und europäische n Politi k in der Endphas e der hussitischen Revolu-
tion] . ČsČ H 36 (1988) 380-404, hier 387f. 
Aschbac h IV148. -Macek : Jean Hu s 186. -Bartoš , Františe k M. : Husitská revoluce, 
II : Vláda bratrste v a její pád 1426-1437 [Die hussitische Revolution , Bd. 2: Die Herrschaf t 
der Bruderschafte n und ihr Sturz] . Prah a 1966 (České dějiny U/8) , 166. -  C o r n e j , Petr : 
Lipany ve svědectví pramen ů [Lipan y im Zeugni s der Quellen] . H T 8 (1985) 155-182, hier 
158. -  Selbst die Armen und untertänige n Bauern waren von Tabor enttäusch t und wandten 
sich von den Taborite n ab. K e j ř : Husit é 178. 
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ten vor Pilsen durc h inner e Differenze n geschwäch t waren un d die Stad t mit äußere r 
Hilfe die Belagerun g verschiedentlic h durchbreche n konnte . Als die hussitisch-katho -
lische Koalitio n von Adel un d Prage r Altstadt schließlic h im Ma i 1434 die orebitisch e 
Prage r Neustad t besetzen konnte , mußt e die Pilsene r Belagerun g aufgegeben werden , 
um Pra g den hussitische n „Verrätern " zu entreißen . Die s führt e zu der berühmte n 
Entscheidungsschlach t am 30. Ma i 1434 bei Lipan y unwei t von Böhmisch-Brod , in 
der die Feldheer e der Taborite n un d Orebite n geschlagen un d zerspreng t un d ihre 
wichtigsten Führe r getöte t wurden . Nachde m schon auf dem St. Martins-Landta g 
1433 jene antitaboritisch e Koalitio n eine Landfriedensordnun g erlassen hatte 2 3 , 
unterstellte n sich ihr nu n auf dem Landta g nac h der Niederlag e die Waisen un d die 
meiste n Taboriten 2 4. Un d ausdrücklic h verzichtete n die Hussite n auf dem Oktober -
Landta g 1434 auf den Krieg auch nac h außen , wenn der Statu s quo der hussitische n 
Gemeinde n anerkann t werde 2 5 . 
Mi t der Niederlag e der Radikalen , von der sie sich nich t meh r erholten , un d mit 
dem Anschlu ß vor allem der orebitische n Städt e an die ständisch e Regierun g war das 
Proble m der Gewal t auf hussitische r Seite gelöst, die via belli beendet . Dami t war der 
Weg frei für die politisch e Umformun g der Revolutio n im Rahme n des friedliche n 
Verhandlungsstreits 26. 
Kirche und König 
Auf katholische r Seite dacht e wohl zuers t Köni g Sigmun d an den friedliche n Weg 
von Konzilsverhandlungen , als er sich im Septembe r 1428 an die Hussite n wandte , um 
sie für Gespräch e zu gewinnen über seine Anerkennun g als böhmische r Köni g un d 
über einen Waffenstillstan d bis zur Konzilseröffnung . Freilic h war auch das kein Akt 
theoretische r Einsich t in ein Toleranzgebot , sonder n die Erkenntni s politische r Not -
wendigkeiten . Františe k Kavka ha t klar betont , daß die böhmisch e Frag e eingeordne t 
war in Sigmund s international e politisch e Zielsetzung 27. Fü r den antiosmanische n 
Kamp f sollte die Christenhei t unte r kaiserliche r Ägide geeint werden . Notwendig e 
instrumental e Ziele auf dem Weg dorthi n bildete n die italienisch e Friedenspolitik , 
die Erlangun g der Kaiserkron e un d vor allem ein Konzi l zum Zweck der Kirchen -
reform sowie zur Lösun g des Hussitenproblems , um zur Anerkennun g in den böhmi -
schen Länder n zu gelangen . „Außenpolitische " Prioritäte n führte n hier also zur 
AČIII 412-415 . 
ÜB II 419-421 . -  AČIII 418. 
B a r t o š : Husitská revoluce II 181. 
Válka ist der Meinung , daß ein hussitische r Monismu s zu retten gewesen wäre: Die Erobe -
rung Pilsens hätt e zweifellos die allgemeine Verpflichtun g auf die Vier Artikel in Böhme n und 
Mähre n gesichert und das Auseinanderfalle n in zwei Konfessione n verhindert . Válka, 
Josef: Cesta Moravy ke kompaktátů m [Der Weg Mähren s zu den Kompaktaten] . In : Jižní 
Morava 24/Bd . 27 (1988) 91-112, hier 96. 
Kavka , František : Zikmundov a politika let 1429-1434 a husitství [Sigmund s Politi k der 
Jahre 1429-34 und das Hussitentum] . H T 8 (1985) 89-104. -Z u Sigmund s vorrangig politi-
schen Interesse n auch K e j ř , Jiří: Česká otázka na basilejském koncilu [Die böhmisch e Frage 
auf dem Basler Konzil] . Ebend a 107-131, hier 119f. 
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politisch-ideologische n Flexibilitä t Sigmund s un d dahe r auch schon zu einer begin-
nende n Relativierun g (Bezugsetzung ) innerchristlicher , religiöser Gegensätz e un d 
Norme n gegenüber politische n Aspekten . Auch der unmittelbar e Impul s für Sig-
mund , direkt e Gespräch e mit den Hussite n anzuknüpfen , entspran g seinen über -
geordnete n politische n Interessen . Gege n die antiluxemburgisch e Tenden z Paps t 
Martin s V., nac h der Niederlag e bei Tacha u (1427) die Hussitenpoliti k zu internatio -
nalisiere n un d sie dami t dem Köni g aus den Hände n zu nehme n - zugunste n Bur-
gund s un d Polen s -  mußt e Sigmun d nu n versuchen , die politisch e Initiativ e in der 
Han d zu behalten 2 8. Überdie s bot er erstmal s bei den Verhandlunge n mit den Hussi -
ten 1429 das Konzi l als Lösungsweg an un d verban d dami t die Konzilsinteresse n 
direk t mit dem Anliegen der Hussiten , öffentliche s Gehö r vor der Christenhei t zu 
erhalten . Konziliarismu s un d Hussitenfrag e bildete n von da an einen engen politi -
schen Bedingungszusammenhang . Mi t seinem Konziliarismus , vor allem mi t dem 
Konzilsangebo t an die verurteilte n Ketzer , schließlic h auch mit seinem Vorschlag, den 
Hussite n Duldun g un d Straffreihei t für die Zei t eines Waffenstillstand s un d der Ver-
handlunge n zu gewähren , falls sie die besetzte n Krön - un d Kirchengüte r zurück -
gäben, ging er an die Grenze n des politisc h gerade noc h Möglichen . Den n der Papst , 
der imme r noc h ausschließlic h den Kamp f gegen die Ketze r verlangte , mußt e dadurc h 
die Führungsrolle , die er in der Ketzerpoliti k für Kirch e un d Kuri e reklamierte , 
geschwäch t sehen - auch wenn Sigmun d in den Verhandlunge n eigentlich e religiöse 
Zugeständniss e hatt e verweigern müssen mit dem Hinwei s auf Kuri e un d Konzils -
hoheit 2 9 . Di e unvermeidlich e Verärgerun g des Papste s spiegelt sich in den diplomati -
schen Beruhigungsbemühunge n des Königs 3 0. 
Sigmund s Verhandlungs - un d Konzilspoliti k wies nu n auch andere n den Weg. Nach _ 
kleinere n Waffenstillstände n zwischen verschiedene n Nachbar n un d den Hussiten 3 1 
äußert e sich nämlic h das Interess e an friedliche n Verhandlunge n un d der Vermeidun g 
der via belli bald auch im Kreis der Reichsfürsten , un d zwar unte r Führun g Kurfürs t 
Friedrich s von Brandenburg , des königliche n Stellvertreter s in den Hussitenkämpfen . 
U m einen Hussiteneinfal l in sein Territoriu m zu vermeiden , schloß er nämlic h mit 
Proko p dem Kahle n einen Waffenstillstan d im „Beheimsteine r Vertrag" (Februa r 
1430), wo er den Hussite n auch freies Gelei t zum Nürnberge r Reichsta g im April 
versprach , dami t sie dor t öffentlich über die Vier Artikel diskutiere n könnten . Di e 
Politi k friedliche r Verhandlungen , bei dene n er ebenfalls an das künftige Konzi l 
dachte , sucht e der Kurfürs t auch wirklich tatkräfti g voranzubringen : Er teilt e den 
8 Kavka : Zikmundov a politika 91 u. 93. -  Hre j s a II 238f. -  Zum Versuch des Kardinal s 
Beaufort , die Führun g im antihussitische n Kampf Herzo g Philip p dem Gute n von Burgund 
zuzuspielen , auchŠmahel , František : Contr a Bohemos . Česká otázka v evropské politice 
1420-1431 [Die böhmisch e Frage in der europäische n Politik] . In : Soudce smluvený v Cheb u 
187-201, hier 194 f. -  In diese Politik ist die Bereitschaf t des Kardinal s zum Gespräc h mit den 
Hussite n einzuordnen ; M e u t h e n , Erich : Das Basler Konzi l als Forschungsproble m der 
europäische n Geschichte . Oplade n 1985, 15, Anm. 32 (Rhein.-Westf . Akad.d.Wiss., Vor-
träge G 274). 
:9 Aschbac h III335und338 . 
10 Die deutsche n Reichstagsakten , Ältere Reihe (im folgenden zit. RTA) X Nr . 73. 
11 Macek : JeanHu s 175. 
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übrigen Kurfürste n seinen Vertragsabschlu ß un d seine Verhandlungsziel e mit , stellte 
mi t andere n Fürste n un d der Stad t Nürnber g bereit s Geleitbrief e für die Böhme n aus 
un d fordert e schließlic h sechs Reichsbischöf e zur Abordnun g einer großen Delega -
tion auf32. Ein Theologenmemorandum , dessen Verfasser wohl der Berate r des Kur -
fürsten war, der Rostocke r Dr . Heinric h Toke , plädiert e deutlic h dafür , die Kirch e als 
Ganz e mi t den Waffen des Geiste s zu bessern , mi t den Böhme n also um eine Refor m 
zu verhandeln , stat t sie mi t den Mittel n der Gewal t niederzuzwingen 33. D a ma n sich 
über die Geleitsbedingunge n nac h Nürnber g nich t einigen konnte , sollten die Ver-
handlunge n in Eger stattfinden , wohin der Kurfürs t mi t seinem Sohn auch abreiste 
(16. Mai ) un d wo ihn seit dem 21. Ma i eine hussitisch e Gesandtschaf t erwartete . 
Im letzte n Augenblick aber mu ß er wieder zum Verzicht auf das Zusammentreffe n 
genötig t worde n sein. Di e Enttäuschun g darübe r stellte ein hussitische s Manifes t sehr 
deutlic h dar 3 4 . 
Ein Jah r späte r inde s kam es tatsächlic h zu Verhandlunge n in Eger, diesma l auf 
Initiativ e Sigmunds , dessen Gesandt e eine entsprechend e Einladun g an den Prage r 
Landta g gerichte t hatten 3 5 . Zu r königliche n Begleitun g gehörte n in Eger vor allem 
Kurfürs t Friedric h un d der Würzburge r Bischof. Es ging hier um Vorverhandlungen , 
die die Bedingunge n für die eigentlich e Anhörun g der Hussite n un d für dere n Frie -
densverhandlunge n mi t Köni g un d Kirch e vereinbare n sollten . Sie scheiterte n jedoch 
zum einen an der vorerst noc h unerfüllbare n Forderun g der Hussiten : Di e Bedingun g 
für Verhandlunge n mi t dem Konzil , dessen Autoritä t als Entscheidungsnor m über die 
Wahrhei t ma n ablehnte , solle ein Richte r über den Parteie n sein, die klare Richtschnu r 
der Heilige n Schrift nämlich . Ein e einfach e Unterwerfun g unte r eine Konzilsentschei -
dung , wie es Sigmun d auf Druc k des Konzilsgesandte n Johan n von Ragusa fordert e , 
lehnte n die Hussite n entschiede n ab. Sigmun d betrachtet e es aber als unmöglich , daß 
er Konzi l un d Kirch e „ein Geset z auferlegen " könnte , inde m er jenen „Richter " 
akzeptierte 37. Vor allem aber scheiterte n die Verhandlunge n an der festen Absicht des 
Konzilspräsidente n Giulian o Cesarini , den Köni g ausschließlic h auf den Weg der 
Gewal t festzulegen un d den bereit s seit Februa r geplanten 38 Kriegszug gegen die Hus -
siten unbeding t durchzuführen . Als die Böhme n in Eger von der fortschreitende n 
Kriegsrüstun g erfuhren , brache n sie die Gespräch e ab 3 9 . 
De r Hussitenkrie g stellte scho n in den Verhandlunge n mi t Marti n V. für den Paps t 
eine Voraussetzun g für Sigmund s Kaiserkrönun g dar 4 0 . Auch der Nachfolger , 
RTAIXNr.292u . 314. - M o l n á r : Chebský soudce 10f . -Hre j sa l l 235. 
Text bei B a r t o š , Františe k M. : Husitik a a bohemik a několika knihoven německýc h a švý-
carských [Hussitic a und Bohemic a einiger deutsche r und Schweizer Bibliotheken] . VKČSN 
1931/V 85-88. 
B a r t o š : Manifest y 304. 
M o l n á r : Chebský soudce 11 f. -  Sigmund s eigener Bericht ÜB 11209-214. 
Monument a concilioru m generální m saeculi XV. (im folgenden zit. MC ) I 83. 
ÜB II 212. 
RTAIXNr.402 . 
Aschbac h III 370. 
Schiff , Otto : König Sigmund s italienisch e Politi k bis zur Romfahr t (1410-1431) . Frank -
furt/M . 1909, 130-135. 
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Eugen IV., wollte Sigmun d erst als Sieger über die Ketze r krönen . Un d in diese Politi k 
reiht e sich der Konzilspräsiden t nahtlo s ein , zuma l er auf politische s Einvernehme n 
mit dem Paps t wegen der Konzilsberufun g angewiesen war un d die Hussitenfrag e vor 
der Konzilseröffnun g lösen wollte. Sigmun d beugte sich diesem Systemdruc k nu r 
widerwillig. Seine militärisch e Passivität war schon von Marti n V. kritisier t worden ; 
un d nu n plädiert e er auf dem Nürnberge r Reichsta g im Mär z 1431 dafür , bloß den 
ständige n Kleinkrie g zu organisieren , gleichsam als Unterstützun g der Konzils -
verhandlungen ; er mußt e sich jedoch den Forderunge n Cesarini s nac h einem Kreuz -
zug beugen 4 1. Noc h zwei Jahr e späte r erinnert e Sigmun d an seine Ansicht von der 
Zwecklosigkei t des Krieges 42. Er stellte sich auch nich t persönlic h an die Spitze des 
Heeres , sonder n blieb in Nürnber g un d übertru g die militärisch e Führun g ebenso wie 
die von Proko p dem Kahle n noc h angebotene n Vorverhandlunge n Kurfürs t Friedric h 
von Brandenburg ; dieser hatt e die Führun g des Zuges nämlic h nu r unte r der Bedin -
gung übernommen , zuvor noc h eine gütlich e Einigun g mit den Böhme n im Name n 
des König s zu versuchen 43. 
Erst der Schoc k der überraschende n un d vernichtende n Niederlag e des Reichs -
heere s am 14. August 1431 bei Tau s -  un d vor allem wohl die Art dieser Niederlag e in 
überstürzte r Fluch t beim Nahe n des Hussitenheere s samt der persönliche n Gefähr -
dun g des anwesende n Cesarin i -  bracht e fast schlagarti g auch das Konzi l zu der Ein -
sicht , daß die Häretike r nich t via belli der Kirch e wieder zuzuführe n un d dahe r 
Friedensverhandlunge n unausweichlic h waren 4 4 . Zwar fordert e Köni g Sigmun d noc h 
einma l zur Kriegshilfe auf einem Frankfurte r Reichsta g auf, freilich nu r zur Grenz -
abwehr gegen befürchtet e Hussiteneinfälle . Ein e große Aktion plant e er ohnehi n 
nicht , da er sogleich zu seinem Italienzu g aufbrach 45 un d im übrigen auf Anregun g des 
Markgrafe n von Brandenbur g fast gleichzeiti g (August 1431) ein versöhnliche s 
Schreibe n an die Hussite n sandt e un d sie aufforderte , das Konzi l zu beschicken : Er 
habe in Basel bereit s für ihre n Schut z gesorgt46. Di e fast völlige Abwesenhei t der 
Kavka : Zikmundov a politika 95-98. -  Wefers, Sabine: Das politisch e System Kaiser 
Sigmunds . Stuttgar t 1989,175 (Veröff. d. Inst . f. europ . Gesch . Mainz , Abt. Universalgesch . 
138), betont , daß Sigmund sich auch dem Willen der Reichsständ e zum Kreuzzu g beugen 
mußte . 
RTAXINr.46 . 
M o l n á r : Chebský soudce 14f. -  Aschbac h II I 374 f. -  ÜB II Nr . 745. -  Nu r unte r 
Druc k verzichtet e Sigmund in diesem Augenblick auf die Italienreis e und blieb in der Näh e 
des Heeres ; auch zu erneute n Gespräche n in Eger war er bereit . ÜB II 238. 
Kejř : Česká otázka 114. -  Zur Reaktio n des Konzil s auf die Nachrich t von der Niederlage : 
MC 1101. -  Unterschied e in der Einstellun g der Konzilsteilnehme r bleiben allerdings deut -
lich. Währen d der Abt von Vézelay schon im März 1431 der Meinun g war: „.. . de mod o 
reducend i Hussita s ad grémium ecclesiae per viam amicabilem , si fieri possit, quae via foret 
magis Deo grata et animabu s utilius" (MC I 69), hielten der einflußreich e Konzilspräsiden t 
Johan n von Ragusa und ander e den Ketzerkrie g auch später immer noch für angemessene r als 
den Verhandlungsweg. MC 1124, 128 . -Molnár , Amedeo : La pensée hussite dans l'inter -
prétatio n de Jean Stojkovič de Raguse. In : Misao i djelo Ivana Stojkoviča. Hrsg. v. Franj o 
Sanjek . Zagreb 1986, 221-228, hier 224. -  Ders . La pensée hussite dans l'interpretatio n 
de Jean de Raguse. Communi o Viatorum 26 (1983) 143-152. 
ÜB II Nr . 766 und 767. -  AČ 134. 
AschbachIII384u . IV22. 
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Reichsständ e in Frankfur t zeigte, daß auch sie endgülti g am Weg des Krieges re-
signierten 47. De r Gedank e des Ketzerkriege s war nich t wiederzubeleben . 
Letzte n Ende s war es also die beiderseitige Gewal t gewesen, die die Einsich t in 
die Zwecklosigkei t des Krieges un d dami t in die Notwendigkei t des Friedenswege s 
un d der Verständigun g erzwunge n hatte . Diese n dialektische n Zusammenhan g mu ß 
ma n zur Kenntni s nehmen . Nich t die rational e Erkenntni s -  der ja traditionell e 
Verhaltens - un d Urteilsnorme n entgegenstande n (Ketzerkrie g als selbstverständ -
liches Gebot ) - , sonder n die jahrelang e un d konkret e beiderseitige Erfahrun g der 
Zwecklosigkei t (noc h lange nich t der Sinnlosigkeit ) des Krieges un d der Unmöglich -
keit , die alten ode r die neue n Ordnungsvorstellunge n un d Gesellschaftsideologie n 
gewaltsam durchzusetzen , diese Erfahrunge n habe n die via pacis erzwungen . Freilic h 
nahme n die Konzilsväte r diese Erfahrun g un d diese Notwendigkei t in ihre n eigenen 
mentale n Kategorie n als göttlich e Schicksalsfügun g wahr : die Niederlag e als Strafe 
Gotte s für die Sünde n der Kirche 4 8. Noc h im Septembe r beschlo ß das Konzil , 
mit den Hussite n in Basel zu verhandeln , un d am 15. Oktobe r 1431 wurde das 
berühmt e Einladungsschreibe n „Compuli t no s Caritas " ausgefertigt 49. Di e erwiesene 
Erfahrung , daß die Häretike r nich t mi t Gewal t in den Scho ß der Kirch e zurück -
zutreibe n waren , bildete nu n in den folgenden Verhandlunge n Köni g Sigmund s 
mi t dem Paps t in Italie n ebenso wie in dem Konzilsschreibe n die konstant e Begrün -
dun g dafür , daß sich dem Konzi l als erste Aufgabe die Hussitenverhandlunge n stellten 
un d es dahe r keinesfalls aufgelöst ode r verlegt werden dürfe . Sonst nämlic h droh e in 
den Nachbarländern , in den Territorie n des Reiches , der Hussitismu s zum Moti v 
dafür zu werden , daß die Laien sich auch dor t der geistlichen Gewal t bemächtigte n . 
In deutliche m Wechselzusammenhan g brauchte n Böhme n un d Sigmun d das Kon -
zil für eine Lösun g der Hussitenfrage , un d andererseit s benötigte n das Konzi l 
un d Sigmun d die Böhmen , um die politisch-kirchlich e Bedeutun g des Konzil s 
in Basel in seiner schwierigen Anfangsphase begründe n zu können 5 1 . In seiner 
Abneigun g gegen den Basler Konziliarismu s benutzt e nämlic h Eugen IV. die Ein -
ladun g der Hussite n zum Konzi l als eine der Hauptbegründunge n für die Konzils -
verlegung nac h Bologna . De r Paps t lehnt e Gespräch e mi t den Häretiker n imme r 
noc h grundsätzlic h ab un d versuchte , Sigmun d auf den Weg der Gewal t zu be-
RTAIX Nr . 466,478 u. 479. -  Mans i XXIX 586-589. -  RTA X Nr . 238. -  Zum vergeblichen 
Kriegsappell einiger Ritte r an das Konzi l noch im November : MC I 124. Zu einem ent-
sprechende n Nürnberge r Ritterta g im Janua r 1432 Wef ers 192. 
MC I 101. 
MC II 38-40 . -  Mans i XXIX 233. 
Aschbac h IV 31, 64f., 73, 143. -  RTA X Nr . 130, 230, 234, 238, 252. -  Sigmund s Miß-
billigung der Auflösungsbulle in Mans i XXIX 582. 
Kejř : Česká otázka 120. -  H e l m r a t h , Johannes : Das Basler Konzi l 1431-1449. For -
schungsstan d und Probleme . Köln-Wie n 1987, 357 (Kölne r historisch e Abhandlunge n 32). 
Man sollte jedoch die Hussitenfrag e gerade deswegen nich t einfach unte r „theologisch e Son-
derthemen " des Konzil s einreihen . Diese irreführend e Akzentverschiebun g scheint jedoch 
typisch für die bisherige nichttschechisch e Historiographi e zu sein. -  RTA X Nr . 354, S. 591 
das Konzi l in einem Appell an die Reichsständ e vom Oktobe r 1432. „.. . cum in ecclesia dei 
nulla sit major necessitas, quam ut Bohém i ad unitate m ecclesie reducantur , merit o omni a alia 
negocia huic postponend a sunt". 
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schränken52. Als äußerstes Zugeständnis, das das Konzil unterminieren sollte, schlug 
er eine Provinzialsynode zur Ausrottung der Häresie vor53. Erst als es dem König in 
zähen diplomatischen Bemühungen54 gelang, den Papst wieder zum Anschluß an das 
Konzil in Basel zu bringen, stimmte damit auch Eugen IV. zu, daß die Kirche mit 
Häretikern überhaupt verhandeln dürfe und Sigmund nicht mehr mit dem Schwert die 
kirchlichen Verurteilungen einfach auszuführen habe55. 
Der Weg, auf dem die via belli zugunsten der via pacis verlassen wurde, war 
beschwerlich gewesen, und der Papst blieb auch künftig gegenüber der Nachgiebig-
keit des Konzils sehr skeptisch. Schließlich war es aber doch den objektiven politi-
schen Verhältnissen und den daran orientierten persönlichen Intentionen König Sig-
munds zu verdanken, daß die Kirche erstmals im Mittelalter bereit war, mit verurteil-
ten Ketzern zu verhandeln, um den Frieden mit ihnen zu suchen, sie nicht mehr als 
Feinde, sondern als Diskussionsgegner zu behandeln56. Daher ordnete sich gerade die 
Hussitenfrage dem umfassenden Konzilsthema „pax et unio" ein57. 
Gegensätzlicher religiöser Monismus 
Die Kirche 
Weder in den Schreiben Sigmunds an den Papst noch in den Äußerungen des Kon-
zils ist jedoch zu erkennen, daß König oder Kirche an einen Kompromiß mit den Ket-
zern dachten oder gar an eine wirklich pluralistische Lösung der Koexistenz in 
Böhmen58. Vielmehr hoffte man, was militärisch nicht möglich gewesen war, nun auf 
politisch-diplomatischem Wege und durch rechte Belehrung aus der Hl. Schrift zu 
erreichen: die Hussiten wieder in die Kirche zurückzuführen59. Dieses Ziel wurde 
bereits im Einladungsschreiben des Konzils deutlich, das der hussitischen Über-
AschbachIV29u. 7 4 . - M o l n á r : Chebský soudce 18. - RTA X Nr. 414. 
RTA X Nr. 242, 411. 
Vor allem RTA X Nr. 130 u. 238. Da er nun in Italien stand, drohte er sogar - , in Umkehrung 
des bisherigen Bedingungszusammenhangs - , die Kaiserkrone nicht anzunehmen, wenn der 
Papst an der Konzilsauflösung festhalte. Ebenda Nr. 236, 393. 
RTA X Nr. 386. - Kavka: Zikmundova politika 98-101. - Freilich hatte Sigmund gegen-
über dem Papst in den Verhandlungen die Perspektive des Ketzerkrieges diplomatisch immer 
noch offengehalten. RTA X Nr. 398 f. u. 402. 
H e l m r a t h : Basler Konzil 356. Das europäische Toleranzdenken kündigte sich hier freilich 
nicht an, wohl aber die Toleranzpolitik der erzwungenen religiösen Plüralität. 
Ebendal81ff. 
In der Literatur ist dagegen zuweilen vorschnell von „Kompromiß" die Rede. Macek: Jean 
Hus 178. - Po l ívka : Böhmen 163 u. 165. 
Insofern ging es aus katholischer Sicht nicht um das Ziel eines Friedensvertrages in einer Dis-
kussion gleichberechtigter Partner. Diesen Eindruck mußte das Konzil freilich gerade auch 
dem Papst gegenüber vermeiden, um zusätzlichen Schwierigkeiten mit ihm aus dem Weg zu 
gehen. So schrieb Cesarini am 13. Januar 1432 gegen die Konzilsauflösung an Eugen IV. und 
betonte dabei: „Es wurden die Böhmen zum Konzil berufen . . . das fand allenthalben Beifall 
als etwas Heilsames und Notwendiges, damit, was nicht mit Waffenmacht möglich, wenig-
stens auf anderem Wege erreicht würde .. ." Zit. nach Pa l acky , Franz: Geschichte Böh-
mens. Bd. III/3. Prag 1854, 35. 
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Ordnun g der Hl . Schrift über das Konzi l dessen Irrtumslosigkei t entgegenhielt , so daß 
es, vom Heilige n Geis t geleitet , selbst Richte r zwischen Hussite n un d Konzi l sein 
sollte 60. Von gleichberechtigte n Verhandlunge n konnt e dahe r aus der Sicht des 
Konzil s nich t die Red e sein. 
Di e Bereitschaft , ja Forderun g der Hussiten , vom Konzi l gehör t zu werden , ging 
allerdings imme r von der Voraussetzun g aus, daß ma n auf der Grundlag e der 
Hl . Schrift un d der in ihr „veracite r et inevitabiliter " gegründete n Kirchenväte r die 
Vier Artikel als allgemeine s Kirchenreformprogram m verteidigen werde 6 1 . I n Ableh-
nun g eines „humanun i arbitrium" 6 2 fordert e ma n letztlic h allein die Hl . Schrift , näm -
lich „Christu s un d sein Gesetz " 6 3 , als oberste n Richter , dem sich Hussite n un d Konzi l 
gleichermaße n un d als Gleichgestellt e unterzuordne n hätten . Auf dieser theologi -
schen Vorstellun g von Gleichberechtigun g im rationale n Dialo g beruht e im Grund e 
der hussitisch e Optimismus , ma n werde in Basel das hussitisch e Verständni s der Vier 
Artikel für alle eviden t verteidigen 64, währen d das Konzi l hoffte, die Diskussio n auf 
die Laienkelchforderun g beschränke n zu können 6 5 . 
U m jenen „Richter " ging es -  nebe n den Geleitsbedingunge n - vor allem in den 
berühmte n Egerer Vorverhandlunge n im Ma i 143266. Eine r der Konzilsgesandte n 
in Eger, Dr . Heinric h Toke , ein herausragende r Kenne r des Hussitismus , kam 
zwar mi t seiner Friedensbereitschaf t den Hussite n weit entgegen : Auch das Kon -
zil sehe die Mißständ e der Kirch e un d die Notwendigkei t der Kirchenreform , 
un d auch die im Konzi l versammelt e allgemein e Kirch e anerkenn e die alleinige 
Autoritä t Christi , dergegenübe r die der Kirch e eine abgeleitet e un d sekundär e 
M o l n á r : Chebský soudce 16. 
Wie schon in den Preßburge r Verhandlunge n 1429, so nun auch in den Egerer Verhand -
lungen von 1431; ÜB II 213. In der Gegenformulierun g Sigmund s trat damals die Lehr-
autoritä t der Kirch e als Letztinstan z klar hervor: Das Konzi l beschließe nach der Hl . Schrift 
durch die Urteil e „doctoru m ab ecclesia Roman a receptorum" , und im Streitfall über 
die „dict a doctorum " entscheid e das Konzi l selbst; ebend a 214. -  Das „inevitabiliter" , 
auf das die Hussite n in der Schlußformulierun g von Eger 1432 schließlich doch verzichte -
ten , bildete dann dort die letzte Hürd e der Verständigung . M o l n á r : Chebský soudce 
27. 
ÜB II 229 in einem hussitische n Manifest vom 21. Juli 1431. Hie r wird auch die allgemeine 
Kirchenrefor m ebenso wie die Beurteilun g der Vier Artikel nach der Nor m der Bibel gefor-
dert . 
M o l n á r : Chebský soudce 17. 
E b e n d a l 3 . - D i e Vorstellung von gleichberechtigte r Diskussion äußert e Rokycan a noch 
im März 1433, als er zunächs t den Vorschlag, die böhmische n Gesandte n sollten sich dem 
Konzi l inkorporiere n lassen, ablehnte , da sie dann vom „Egere r Richter " zurückträten , und 
dann fortfuhr : „Ite m condescender e in homine m in fidei materi a nullo mod o intendimu s . . . 
Item conciliu m iudicem nostru m nolumu s esse . . . Item via est, per quam unir i deberemus , ut 
parte s sibi contrari e se alterutru m aperirent. " MC 1331. -  Zum hussitischen rationale n Opti -
mismus Kejř : Husit é 166-167. 
MC II 112. 
Dazu jetzt vor allem M o l n á r : Chebský soudce 21-28; dort auch zur hussitischen Entwick -
lung des Begriffs vom Evangelium als Richter ; ebenso der Nachweis , daß die Interpretations -
norm der Hl . Schrift die Lebenspraxi s Christ i und der Apostel sein sollte. -  Zu den Egerer 
Verhandlungen : Mans i XXIX 406-407, 415-418, 441-444, 632-634, 643-645 und XXX 
99-101. 
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sei67. Aber das widerlegte nicht , sonder n begründet e vielmeh r die Positio n der Basler 
Gesandtschaft , daß gerade die Kirch e selbst Richteri n sei, nich t eine Nor m außerhal b 
von ihr . Di e Verhandlunge n drohte n im theologische n Bereich zu scheitern , als 
schließlic h der politisch e Druc k Kurfürs t Friedrich s un d der Egerer Bürger , anderer -
seits freilich die Radikalitä t der taboritische n Theologe n un d die militärisch e Dro -
hun g ihres Führers , Prokop s des Kahlen 6 8, die Übereinkunf t erzwang: Di e Konzils -
delegatio n gab dem Friedensinteress e nach , anerkannt e das Evangeliu m als alleinigen 
Richte r un d sichert e den Böhme n das Gelei t nac h Basel durc h Suspensio n aller 
kanonische r Verurteilungen 69. Di e politisch e Vernunft , das politisch e Friedens -
interesse hatte n hier über die festen theologische n Prinzipie n gesiegt. De r „Egere r 
Richter " stellte den einzigen wirklichen Kompromi ß in jenen Jahre n dar , in dem das 
Konzi l seinen Standpunk t nich t prinzipiel l durchsetze n konnte . Dahe r wird er auch 
in der tschechische n Historiographi e als großer geistesgeschichtliche r Fortschrit t 
gewertet 70. 
Allerdings zeigte bereit s die Reaktio n auf den Vertrag in Basel, daß die Konzilsväte r 
keineswegs einhelli g mit der Übereinkunf t zufriede n waren . Diese Tatsach e ebenso 
wie die überwiegen d politisch e Motivatio n des Abkommen s dürfte n schließlic h auch 
der Grun d dafür sein, daß der „Egere r Richter " in der Folgezei t kaum die Praxis der 
theologische n Verhandlunge n mit den Hussite n bestimmte 7 1. Nich t die Theologen , 
die in Eger verhandel t hatten , stellte das Konzi l in den Basler Verhandlunge n von 1433 
der hussitische n Delegatio n gegenüber , sonder n kompromißloser e wie Johan n von 
Ragusa 72. Auf jenem bekannte n Basler Disputationsturnie r (Janua r bis April 1433) 
zwischen vier Theologe n der hussitische n Delegatio n un d vier Konzilstheologe n über 
die Vier Artikel, wo Johan n von Ragusa zum Them a des ersten Artikels (Laienkelch ) 
die Repli k gegen Jan Rokycan a vortrug , kam er zu dem Ergebnis , daß die Hussite n so 
wenig wie die andere n Häretike r zu r allgemeine n Kirch e gehörten . Als Konsequen z 
bleibe den Böhme n nu r die bedingungslos e Rückkeh r in den Scho ß der Kirche 7 . 
M o l n á r : Chebský soudce 20. In ausführliche n Zitate n wertet  Molná r dabei ein Wolfen-
büttle r Manuskrip t der Basler Vorbereitungsdisputatio n Tokes aus. 
Ebend a 22 ff.-  Generel l zur Rolle Kurfürst Friedrich s Wefersl67 und 193. 
Mans i XXX 145-146. -  ÜB II Nr . 802. -  Deutsc h in Hefe le , C.J . von: Concilien -
geschichte . Bd. 7. Freibur g 1874, 476-477 und C z e r w e n k a , Bernhard : Geschicht e der 
evangelischen Kirch e in Böhme n I. Bielefeld 1869, 222-223. Die Bestätigun g durch das Kon-
zil am 20. Jun i 1432 bei Mans i XXIX 30-32. 
Ransdor f , Miloslav: Chebský soudce a reformačn í dějinné myšlení [De r Egerer Richte r 
und das reformatorisch e Geschichtsdenken] . In : Soudce smluvený v Cheb u 203-209 ordne t 
ihn in eine längerfristige geistesgeschichtlich e Dialekti k ein. -  Zur Beurteilun g in der tsche-
chischen Historiographi e M o l n á r : Chebský soudce 9 f. -  K e j ř : Husit é 97. 
M o l n á r : Chebský soudce 28. In der Bestätigun g der Übereinkunf t durch das Konzi l wer-
den die Böhme n bereits begrüßt „wie der zurückkehrend e Sohn von der Mutte r (Kirche)" ; 
Mans i XXIX 31. Diese Formulierun g ist bezeichnen d für die konziliar e Vorstellung von Ein-
heit durch Rückkeh r zur alten Ordnung . 
Zu dessen ablehnende r Haltun g gegenüber dem Egerer Richte r M o 1 n á r : La pensée hussite 
225 f. 
Ebend a 227. -  Den Forschungsstan d zu dieser Basler Debatt e von 1433 besprich t H e l m -
ra t h : Basler Konzi l 360-371. -  Jacob , Ernes t F. : The Bohemian s at the Counci l of Basel 
1433. In : Prague Essays. Hrsg. v.R. Se ton-Watson . Oxford 1949, N D 1969, 81-123. -
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Trot z des großen hussitische n Erfolges, in den Egerer Vorverhandlunge n die Nor m 
der Heilige n Schrift durchgesetz t zu habe n - un d ma n berief sich in Zukunf t imme r 
wieder zur Begründun g der hussitische n Forderunge n auf den „Egere r Richter " 7 4 - , 
dacht e also das Konzi l nu r daran , daß die verlorene n Schafe sich bekehre n un d in den 
alten Stall zurückkehre n sollten 75. 
Auch Köni g Sigmun d beabsichtigte , keine Zugeständniss e für eine Neuordnun g im 
Sinn e der hussitische n Revolutio n einzuräumen , sonder n die alte Ordnun g unte r sei-
ne r Herrschaf t in den böhmische n Länder n zu erneuern , als er am 3. Dezembe r 1432 
Herzo g Wilhelm von Bayern eine Instruktio n darübe r erteilte , worübe r mit den 
Hussite n in Basel in den weltliche n Angelegenheite n zu verhandel n sei76. „Pax , uni o 
et concordia " als Zielvorstellun g beinhaltet e für ihn nämlic h nich t nu r seine Anerken -
nun g als „veru s naturali s dominus" , sonder n vor allem auch die Restitutio n der 
besetzte n Kirchengüte r ebenso wie der königliche n un d sonstigen weltliche n Güter . 
Dafü r war er dan n zu einer Generalamnesti e un d zur Anerkennun g („restituere" ) der 
alten ständische n Privilegien un d Gewohnheitsrecht e bereit 7 7. 
Schließlic h zeigen dan n auch sogar die „Prage r Kompaktaten " vom Novembe r 
1433, daß die Konzilslegate n den Frieden , den die Hussite n mit der Kirch e schließe n 
sollten , im Sinn e eines Wiederanschlusse s an die Kirch e verstanden , nich t wirklich als 
Kompromi ß zwischen dem Reformkonziliarismu s un d dem hussitische n Pro -
gramm 7 8. De n Konzilsgesandten 79, die mi t der Basler Hussitendelegatio n nac h Pra g 
reisten , um dor t wirkliche Verhandlunge n für eine Übereinkunf t zu führen - in Basel 
hatt e ma n ja nu r theologisch e Argument e ausgetausch t un d dami t Maximalpositione n 
begründe t - , gelang es nämlich , auf dem Juni-Landta g un d in den folgenden Verhand -
lungen in Pra g un d Basel, die Hussite n zu spalten un d den Adel sowie die Prage r 
Altstadt un d die Universitätsmagiste r für eine vorläufige gemäßigte Formulierun g der 
„Kompaktaten " zu gewinnen 80. I n dieser Art Konkorda t wollte das Konzi l nu r den -
K r c h ň á k , Aloysius: Čechov é na basilejském sněmu [Die Böhme n auf der Basler Kirchen -
versammlung] . Rom 1967. -  De V o o g h t , Paul : La confrontatio n des thěses hussites et 
romain s au concile de Bäle. Recherche s de theologie ancienn e et medievale 37 (1970) 97-137 
u. 254-291. 
H laváček , Ivan: Husit é a basilejský konci l po soudci chebském [Die Hussite n und das 
Basler Konzi l nach dem Egerer Richter] . In : Soudce smluvený v Cheb u 61-69, hier 66-68. 
So Cesarin i an den Papst am 5. Jun i 1432. Pa lack y HI/3 , 50f. 
RTA X Nr . 357. 
De n böhmische n Stände n gegenüber nannt e er sich noch deutliche r „natürliche r Erbherr " 
(„dědi c a přirozen ý pán té země") ; AČ II I 397. -  Begreiflicherweise sprach Sigmund dem 
Papst gegenüber ohnehi n nur von „Ausrottun g der Häresie" , ob militärisch oder friedlich 
(RTA X Nr . 238), aber auch sonst einfach von der „reductio " der Böhmen , also ihrer „Rück -
führung " in die Kirche und die alte Ordnung . Ebend a 381. 
Zur Bewertun g der Kompaktate n E b e r h a r d , Winfried: Konfessionsbildun g und Ständ e in 
Böhme n 1478-1530. München-Wie n 1981, 41-46. 
Unte r andere n Bischof Philiber t von Coutances , Juan de Paloma r und Heinric h Toke. Die 
Verhandlunge n in Mans i XXX 590-599, 634-636, 668-670 u. 692-698. 
H laváček : Husit é 66f . -Po l ívka : Böhme n 164 f. -  Die Verhandlunge n in Prag vor und 
auf dem Juni-Landta g in MC 1361-441. -  Die Spaltun g unte r den Hussite n führte in konkre -
ter Dialekti k zuerst zum Versuch der Taboriten , durch die Belagerung Pilsens den Druc k auf 
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jenigen den Laienkelc h zugestehen , die sich im übrigen der Kirch e voll unterwerfe n 
würden . An irgendein e For m von Unabhängigkei t -  etwa im Sinn e der Freiheite n der 
französische n Kirch e -  war überhaup t nich t gedacht . 
Dementsprechen d finden sich auch im Text der Kompaktaten , wie er dan n auf dem 
Prage r November-Landta g vereinbar t wurde , die Vier Artikel so orthodo x ausgelegt, 
daß von ihre n reformatorische n ode r gar revolutionäre n Zielen nicht s meh r übrig 
blieb 8 1. Di e Bestrafun g der „öffentliche n Sünden " wurde den Jurisdiktionsträger n 
vorbehalten , Privatpersone n war sie nich t gestattet . Di e „freie Predigt " des Evange-
liums, allein durc h Geistliche , setzte die kanonisch e Approbatio n un d Missio durc h 
die geistlichen Oberen , speziell den Erzbischof , voraus. Vor allem legitimiert e ma n 
die weltliche n Güte r des Klerus , inde m ma n der Kirch e als solche r nich t nu r den Besitz 
von Temporalien , sonder n auch ein „privatu m et civile dominium " über sie zuer -
kannt e un d die Geistliche n dan n zu dere n „administratores " erklärte . Besonder s zu 
betone n ist schließlich , daß die berühmt e Konzessio n des Laienkelch s keinerle i Zu -
geständni s an dessen Begründun g im Sola scriptura-Prinzi p enthielt . Di e biblisch 
begründet e Kelchkommunio n bezeichne n die Kompaktate n nämlic h keineswegs im 
theologisc h präzisen Sinn e als heilsnotwendig , sonder n als nützlic h un d heilsam un d 
- als äußerste s Zugeständni s -  von der Autoritä t Christ i un d der Kirch e legitimiert 82. 
Dementsprechen d wird sie ersten s auch nich t -  wie die Hussite n forderte n -  allen 
Christe n in Böhme n un d Mähre n zuerkannt , sonder n nu r denen , „qu i talem usum 
habent" , also den Hussite n nac h dem Statu s quo ; zweiten s darf sie nu r Persone n „in 
anni s discretionis " ausgeteilt werden , nich t den Kleinkindern , wie es hussitisch e 
Konsequen z der Heilsnotwendigkei t des Kelch s war; un d dritten s sollten die Prieste r die 
Kommunikante n eigens mit dem in Konstan z un d Siena fixierten Glaubenssat z beleh-
ren , „quo d no n sub specie pani s caro tantum , nee sub specie vini sanguis tantum , sed 
sub qualibe t specie est intege r totu s Christus" 8 3 . Sogar zu diesen Zugeständnisse n 
hatt e das widerstrebend e Konzi l auf den Verhandlunge n von Juli bis Septembe r 1433 
noc h genötigt werden müssen , einerseit s durc h Vorhaltunge n Sigmund s un d der 
Reichsstände , die zum Nachgebe n vor allem in der Kelchfrag e drängten , andererseit s 
durc h die neue n Feldzüg e der Taboriten 8 4. Was von den universale n reformatorische n 
Vorstellunge n der Hussite n in der Übereinkunf t übrig blieb, war zum einen die 
allgemein e Bekundun g des konziliare n Willens zur Kirchenreform 85, zum andere n 
die Katholike n zu verstärken und die hussitische Solidaritä t im Sinne des radikalere n Pro -
gramms zu erneuern , sodann infolge dieser Belagerung aber zur zunehmende n Isolierun g der 
taboritische n Kräfte und schließlich zu deren Niederlag e bei Lipany im Mai 1434. 
De r Text in AČ II I 398-404. -  MC 1495-498.-Ebend a 446-495 die Verhandlunge n auf 
dem November-Landta g und ebenda 498-504 die präzisierende n Erklärunge n (vgl. AČ II I 
404-412) und Bestätigungsbriefe . 
AČ II I 400, Art. 3: „pr o eorum utilitat e et salute", und ebenda 407, Art. 1 der Zusatzerklä -
rung der Konzilsgesandten : Die Kommunio n unte r beiden Gestalte n werde so zugestanden , 
„quo d auetoritat e domin i nostr i Jesu Christ i et ecclesiae, verae sponsae suae, sit licita, et 
digne sumentibu s utilis et salubris." 
ACIII 400. 
AschbachIV160 . 
AČ III 403. 
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die wiederholt e Anerkennun g des -  allerding s ganz forma l verstandene n - biblischen 
Prinzip s des „Egere r Richters" 8 6 . 
Nachde m der Kompaktatentex t am 21. Novembe r auf dem St. Martins-Landta g 
verlesen un d am 30. Novembe r durc h Handschla g bekräftigt worde n war 8 7 , versuch-
ten die hussitische n Geistliche n unte r Führun g Jan Rokycana s in zähe n Verhandlun -
gen bis Anfang Janua r 1434, durc h neu e Einwänd e in Interpretationsfrage n den Text 
noc h nachzubessern 88. Es ging dabei zuerst um die Begründun g des geistlichen Besit-
zes weltliche r Güte r un d um dere n „sakrilegische " Usurpatio n durc h Laien , die ja 
kirchlich e Restitutionsforderunge n nac h sich ziehen konnte ; sodan n um die hussiti -
sche Forderun g nac h der Kinderkommunion , vor allem aber um das Postulat , den 
Laienkelc h müßte n alle Böhme n un d Mähre r anerkenne n - so auch das soeben bela-
gerte katholisch e Pilsen -  un d zwar als Voraussetzun g für den Frieden . Ja, darübe r 
hinau s äußerte n die hussitische n Geistliche n sogar die Ambition , noc h einma l auf 
dem Konzi l selbst den biblischen Beweis anzutreten , daß die Kelchkommunio n 
heilsnotwendig , „d e precepto" , sei un d dami t für die ganze Christenhei t verpflich-
tend 8 9 . Di e Konzilsgesandte n waren lediglich zur Aufzeichnun g der Zusatzinterpre -
tationen 9 0, nich t aber zu Konzessione n in der Substan z des eigentliche n Kompak -
tatentexte s berei t un d verwiesen die Hussite n mi t ihre n Forderunge n direk t an das 
Konzi l in Basel. Di e Hartnäckigkei t der Gesandte n war durchau s motivier t von den 
in Pra g erkennbare n Gegensätze n zwischen den hussitische n Richtungen , unte r dene n 
sie sich auf konservative Geistlich e un d Adelige stütze n konnten , dene n es in erster 
Linie auf den Friede n mit der Kirch e un d die Herstellun g der Ordnun g ankam 9 1 . 
All das verdeutlicht , was das Konzi l sich unte r „Friede n un d kirchliche r Einheit" , 
die die Kompaktate n als Zie l formulierten , vorstellte : Es ging um Rückkeh r in den 
Gehorsa m der Kirche , um Erneuerun g der alten einheitliche n Ordnung . Di e weiter-
gehende n Forderunge n der Hussite n -  nebe n der Frag e der „usurpierten " Kirchen -
güter zielten sie missionarisc h im Grund e alle auf die Heilsnotwendigkei t des Laien -
kelchs un d dami t auf dessen notwendig e Universalitä t in der Christenhei t -  hätte n 
demgegenübe r zumindes t die Legitimatio n eine r anerkannte n Eigenständigkei t der 
Hussite n gefördert . Nachde m der Januar-Landta g 1434 die Kompaktate n noch -
mals bestätigt hatte , bestan d dennoc h Jan Rokycan a auf dem Regensburge r Reichsta g 
im August 1434 erneu t auf der Verpflichtun g ganz Böhmen s un d Mähren s zur Kelch -
kommunion . Nu n stellte sich aber auch der Kaiser ganz auf die Seite des Konzils 9 2. 
In den Zusatzerklärunge n vor allem; e b e n d a 405, 406, 412. -  MC 1498, 501. -  Wie durch 
formale Anwendun g des Egerer Richter s der normativ e Sinn des Evangelium s geradezu ver-
dreh t wurde, zeigt sich etwa in der biblischen Begründun g der Konzilsgesandte n für die 
Behauptung , die Besetzun g von Kirchengüter n sei ein Sakrileg; MC 1459. Ein Streit über die 
Interpretatio n der Konjunktione n im Text des Egerer Richter s ebend a 469. 
MC 1452 u. 456. 
Ebend a 456-471. 
Ebend a 468 u. 470. 
AČIII 404-412u . MCI . 
MC 1461, 466 u. 515. 
Die Regensburger Verhandlunge n in MC I 505-523. -  RTA XI Nr.469-473 . -  Bar to š : 
Husitsk á revoluce II 178 f. 
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Er wies nich t nu r Rokycana s Forderun g der Kinderkommunio n in persönliche r 
Disputatio n zurück , sonder n zwischen Kaiser un d Konzilsgesandte n war sogar 
wieder von einer militärische n Alternativ e gegenüber den Hussite n die Rede 9 3 . Auch 
wenn die demonstrativ e Entschlossenhei t von Kaiser un d Legaten subjektiv vom poli-
tische n Erfolgszwang des Konzil s mitmotivier t war, so geht es hier doc h um die schon 
genannt e objektive Perspektive : Kaiser un d Konzi l verstande n ihr Friedensprogram m 
bis dahi n als Rückkeh r zur Einhei t der alten Ordnung , imme r wieder formulier t als 
„reducti o Hussitarum" . 
Di e Hartnäckigkei t des Kaisers in dieser Verhandlungsphas e mag zum Teil auch 
durc h eine Ide e veranlaß t gewesen sein, die als Grundlag e einer Reichsrefor m in einem 
neue n Vorschlag des Lübecke r Bischofs Johan n Schele formulier t un d offenbar von 
Sigmun d persönlic h angeregt worde n war. Böhme n sollte in dieser Vorstellun g näm -
lich künfti g dem Kaisertu m als ständige Machtgrundlag e zugewiesen werden , zumin -
dest bis zur Rekuperatio n der entfremdete n Reichsgüte r un d -rechte . Böhme n als 
Reichsgu t un d dauerhaft e Hausmach t des Kaisers, das gab der Wiedergewinnun g des 
Lande s ganz neu e un d weitgreifend e Interessendimensionen 933. 
Die Hussiten 
Auch die Hussite n dachte n zunächs t keineswegs an eine pluralistisch e Koexistenz , 
sonder n an eine Annahm e der Vier Artikel durc h das reformwillige Konzi l für die 
gesamte Christenhei t -  unte r Einbeziehun g der Ostkirchen , in dere n Laienkelch -
praxis ma n die eigene Positio n gestärkt sah. Wie bereit s erwähnt , ging dieser messiani -
sche Reformuniversalismu s deutlic h aus den hussitische n Manifeste n hervor . In ratio -
nalem Optimismus , die Vier Artikel mi t der Hl . Schrift un d der Vernunf t beweisen zu 
können , hofften die Hussiten , die Christenhei t auf dem Konzi l davon zu überzeugen , 
daß in den Vier Artikeln die „Wahrhei t des Gesetze s Gottes " ausgedrück t sei un d die 
hussitische n Prinzipie n dahe r als allgemeine s Kirchenreformprogram m heilsnot -
wendig un d verpflichten d seien. Di e Anerkennun g des „Egere r Richters " bestärkt e sie 
noc h in dieser Hoffnung , da ja nu n die Nor m des Evangelium s Diskussionsgrundlag e 
für das Konzi l un d Richteri n über die kirchlich e Autoritä t sein sollte 94. 
Bischof Johan n von Lübeck: „et si Hussita s ipsos non per dicta concordat a non in parabola , 
sed in virga ferrea, non in verbo predicatoru m seu doctorum , sed in gladio prelatoru m reduc i 
foret necessarium , utiqu e animosita s vestra imperiali s eosdem, velint nolint , ad viam veritatis 
in gladio procu l dubio revocabit et reducet... " Der Kaiser: „.. . cum gladio malitiam Hussi-
tarum animadversion e debita potente r deo dant e temperab o in defension e fidei firmiter per-
mansurus. " RTA XI Nr . 472f. 
Kol le r 297. -  De r Text des Vorschlages (1433) in: Conciliu m Basiliense VIII 127, mit der 
Erläuterun g e b e n d a 17. 
In einem Brief an König Sigmund vom 2. Juli 1432 hofften die Prager nun auf die „reformaci o 
tociu s christianitatis" , natürlic h im hussitischen Sinne . RTA X Nr . 474. -  Zu diesem irrigen 
Optimismu s der Hussite n hinsichtlic h ihrer rationale n Überzeugungsmöglichkeite n auch 
Kejř : Česká otázka 130f. -  De r Optimismu s war freilich begründe t im intolerante n 
Verständni s der Wahrheit , die sich notwendigerweis e durchsetze n wird („verkäs vincit"). 
Der Kampf um sie wird hier auf das Schlachtfel d der Disputatio n ausgeweitet. M o l n á r : 
Glaubensdispu t 4. 
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Allerdings reduziert e sich mi t dem Abschluß der Prage r Kompaktate n der hussiti -
sche Universalismu s inhaltlic h auf die Abwehr geistlicher Herrschaf t über Tempo -
ralia un d vor allem auf den Laienkelch . Dessen biblische Verpflichtun g un d dahe r 
Heilsnotwendigkei t für alle Christe n suchte n die hussitische n Geistliche n noc h in den 
Verhandlunge n auf dem St. Martins-Landta g in Pra g 1433, wie erwähnt , zu behaupte n 
un d vor dem Konzi l erneu t zu beweisen. Ja, auch beim Regensburge r Reichsta g im 
August 1434 sprach Rokycan a noc h von der Kelchkommunio n als „preceptu m Chri -
sti" 9 5 . Di e Tatsache , daß diese Forderun g auch noc h nac h der Niederlag e der Tabori -
ten erhobe n wurde , weist darau f hin , daß dieser hussitisch e Universalismu s keines-
wegs nu r für die Radikale n charakteristisc h war, alle hussitische n Richtunge n waren 
sich nämlic h einig ersten s in der Ablehnun g geistlicher Herrschaf t über weltliche 
Güte r -  dahe r der anhaltend e Dispu t mi t den Konzilsgesandte n nac h dem St. Martins -
Landta g 1433, weil diese die Besetzun g der Kirchengüte r als Usurpatio n un d Sakrileg 
qualifizierte n -  un d zweiten s in der Behauptun g des Laienkelch s als entscheidendes , 
weil das Zentru m kultische r Heilsvermittlun g betreffende s Zeiche n eine r Kirchen -
reform nac h dem Kriteriu m der „lex divina" un d „praxi s Christi" . 
Mi t der Behauptun g der Heilsnotwendigkei t des Laienkelch s un d mit der Ausein-
andersetzun g um die For m geistlicher Herrschaf t über weltliche Güte r zielte ma n 
jedoch seit 1433 im Grund e schon nich t meh r auf die ganze Christenheit , sonder n nu r 
noc h auf Böhme n un d Mähren . Fü r diese Lände r sucht e ma n zum einen die Resti -
tuierun g geistlichen Besitzes abzuwehre n mit der grundsätzliche n Ablehnun g geist-
licher Herrschaft . Zu m andere n wollte ma n nu n wenigstens für ganz Böhme n un d 
Mähre n die absolut e Verpflichtun g auf den Laienkelc h durchsetzen . Bezeichnen d für 
das Bestreben , für das Königreic h eine hussitisch e Einhei t zu garantieren , war in die-
sem Zusammenhan g Rokycana s Argumen t auf dem Regensburge r Reichstag , daß 
ander s Fried e un d Einhei t nich t zu erreiche n seien 96. Ma n konnt e sich offenbar eine 
funktionierend e gesellschaftliche Einhei t nu r unte r der Bedingun g der religiösen Ein -
heit , des konfessionelle n Monismus , vorstellen . 
Di e Grundlag e für Rokycana s Regensburge r Forderunge n bildete der Beschlu ß der 
Prage r St. Jakobs-Synod e vom 25. Juli 1434, auf der die Prage r Richtun g Rokycana s 
nac h dem Sieg über die Taborite n nu n die „Waisen " der Neustad t zu integriere n 
suchte 9 7 . Di e Allgemeingültigkei t des hussitische n Programm s wurde hier noc h 
einma l klar hervorgehoben : die Bewahrun g der Prinzipie n der apostolische n Ur -
kirch e un d der apostolische n Lehre , die Heilsnotwendigkei t der Kelchkommunio n 
MC 1508 u. 510. 
„et precipu e quod comuni o preclar i calicis daretu r tot i popul o regni et marchionatus ; nam ali-
ter non potera t haber i pax et unio inte r ipsos, et semper rixe contencione s insurgerent , dum 
unus sub una specie, et alter sub duplic i comunicaret , uno dicente : melius facio, et altero : sed 
ego melius." MC 1508. 
Z i l y n s k á , Blanka: Husitsk é synody v Čechác h 1418-1440. Příspěvek k úloze univerzit -
ních mistrů v husitské církvi a revoluci [Die hussitische n Synoden in Böhme n 1418-1440. Ein 
Beitrag zur Rolle der Universitätsmagiste r in der hussitischen Kirch e und Revolution].  Prah a 
1985, 74-76. Der Text des Synodenbeschlusse s ÜB II 425-429 , vollständiger bei Z i 1 y n s k á 
110-123. -  MC I 741-745 nur 18 Artikel, hier jedoch die Antwort der konservativen Parte i 
der Universitätsmagiste r unte r Führun g des Mag. Jan von Příbram . 
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(„Communi o . . . sub specie utraqu e . . . est necessari a et a domin o precept a Salvátore") 
un d die darau s folgende Kinderkommunion , ebenso die übrigen dre i hussitische n 
Artikel, vor allem das Verbot der weltliche n Herrschaf t des Kleru s („Ite m no n licet 
clero tempor e legis grácie super boni s temporalibu s secularite r dominari") . Verbote n 
wurde n Stolgebühre n un d ander e als simonistisc h betrachtet e Praktike n der Geist -
lichen , Episte l un d Evangeliu m der Messe waren in der Volkssprache zu verkünden , 
un d auf Antra g der weltliche n Ständ e vereinfacht e ma n den Festkalende r durc h 
Zusammenlegun g aller Kirchweihfest e auf einen Tag. Schließlic h relativiert e die Syn-
ode die Autoritä t kirchliche r Rechtsvorschrifte n un d dami t vor allem die Ansprüch e 
der römische n Jurisdiktion , inde m sie klar un d nachdrücklic h unterschie d zwischen 
menschliche m un d göttliche m Rech t der Kirch e („ . . . de necessitat e salutis priu s et 
ant e omni a ea facere oporte t et adimplere , que sun t inmediat e a deo , qua m ea, que sun t 
ab hominibu s . . . " ) . D a die Synod e sich als Generalsynod e des Königreich s Böhme n 
bezeichnete , war es ihre Absicht, diesen Beschlu ß als Nor m für alle Geistliche n ganz 
Böhmen s durchzusetzen 9 8, zuma l sie vom Landta g dazu autorisier t war. 
De r Versuch Rokycanas , dem ungeschmälerte n Hussitismu s in Böhme n zum 
Durchbruc h zu verhelfen , entsprac h nämlic h auch der allgemein-politische n Ten -
den z der hussitische n Stände , alle Böhme n unte r eine weltliche un d geistliche hussiti -
sche Führun g zu stellen . Bereit s nac h dem Sieg bei Tau s 1431 hatte n die Landeshaupt -
leute eine einheitlich e geistliche Regierun g im Lan d angestreb t un d dahe r einen Vor-
stehe r der Geistliche n mit zwölf Beisitzern wählen lassen, die die oberst e geistliche 
Gewal t ausübe n sollten -  eine Art Konsistoriu m also, wie es sich späte r in der Ta t auf 
Daue r etabliere n sollte, allerding s dan n unte r Beschränkun g auf die Utraquisten 9 9. 
Zu m Ausgangspunk t eine r einheitliche n politische n Führung , die auch auf die reli-
giöse Einhei t zielte , wurde schließlic h der St. Martins-Landta g 1433 mi t seiner Land -
friedensorganisation 100. Di e einheitlich e Ordnun g in Böhme n un d Mähre n sollte 
garantier t un d organisier t werden durc h einen von den Stände n gewählten un d kon -
trollierte n Statthalter , Aleš Vřeštovský von Riesenburg , mit zwölf Räten 1 0 1 . Diese s 
Direktoriu m wurde finanzier t aus dem Zehnte n der besetzte n Kirchen - un d Königs-
güter un d hatt e u. a. mi t Hilfe eingesetzte r Kreisrichte r den Landfriede n un d die 
Landesordnun g zu stabilisieren . Vor allem aber sollte die Ständeregierun g die „vier 
heiligen un d klaren Wahrheiten , die im göttliche n Geset z grundgelegt un d in den 
Vier Artikeln beschlossen sind" nich t nu r verteidigen , sonder n auch verbreite n un d 
B a r t o š : Husitská revoluce II 178 hebt klar hervor, daß es sich hierbei um den Beschluß der 
entschiedene n hussitischen Mitt e handelte , dem weder die Taborite n noch der recht e Flügel 
Mag. Příbram s zustimmte , der sich schon 1433 ganz auf die Seite der Konzilslegate n und des 
Textes der Prager Kompaktate n gestellt hatte . Hinte r der Richtun g Rokycana s und seiner 
Einigungspoliti k standen allerdings die weltlichen hussitische n Stände . 
Pa lack y HI/3 , 18. 
Seine Beschlüsse in AČ III 412-415 . - A s c h b a c h IV 241. -  Daß dieser Landta g dadurc h 
eine Wende bedeutete , daß die gemäßigten Hussite n sich hier erstmals gegen die Radikale n 
fest formierten , beton t auch Č o r n e j : Lipany 161 f. 
Vermutlic h je vier aus den Stände n der Herren , Ritte r und Städte ; von den Herre n waren es 
jedenfalls Meinhar d von Neuhaus , Hyne k Ptáče k von Pirkstein , Aleš Holick ý von Sternber g 
und Hanu š von Kolowrat . 
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alle zu ihne n hinführen . Dabe i zitier t ma n die soeben in den Kompaktate n vereinbar -
ten Vier Artikel so, daß zwar die geistliche Herrschaf t über Temporalie n verbote n 
wird, der Laienkelc h aber nu r den Hussite n zu reiche n ist. Allerdings -  un d das zeigt 
die religionspolitisch e Tenden z zur Vereinheitlichun g deutlicher , weil ganz ausdrück -
lich -  wurde n katholisch e Priester , die sich nich t an die Vier Artikel hielten , nich t zu 
Gottesdiens t un d Predig t zugelassen. Berücksichtig t ma n diese religionspolitisch e 
Tenden z zuamme n mit der Tatsache , daß sich mi t dieser Landfriedensorganisatio n das 
Bündni s von hussitische m Adel un d Städten 1 0 2 un d die hussitische n Landtag e an die 
Spitze des Lande s stellten , so urteil t Válka zu Recht , daß hier die Hussite n ihre n Staat 
zu formiere n suchten , inde m sie in Böhmen-Mähre n die Hegemoni e übernahmen , um 
die Vier Artikel überal l im Land e durchzusetzen 1 0 3. 
Dami t übernah m die gemäßigte , aber entschieden e hussitisch e Mitt e aus Baronen , 
aufgestiegenen Edelleute n un d etablierte n Bürgern die Macht . Diese n politische n 
Kräften , nich t den Radikalen , war es allein noc h möglich , den politische n Friede n un d 
die Einhei t im Lan d wiederherzustelle n un d das hussitisch e Program m realpolitisc h 
umzusetze n un d in eine neu e Ordnun g zu überführen , un d zwar unte r der Bedingun g 
der Ausschaltun g bzw. Integratio n der Radikalen . De r Sieg der Mächtige n bedeutet e 
freilich nich t den Verrat der Revolutio n ode r den Sieg über sie, sonder n sichert e viel-
meh r das politisc h un d gesellschaftlich Möglich e ihre r Ergebnise . Dari n liegt die von 
Rober t Kalivoda imme r wieder zu Rech t betont e konkret e Dialektik , die auf eine 
revolutionär e Stabilisierung , auf eine notwendig e „konservativ e Ausmündung " unte r 
Zurücknahm e der Maximalvorstellunge n drängte 1 0 4. 
Was freilich das politisc h Mögliche , das als Revolutionsergebni s zu sichern war, 
real darstellte , war bei weitem noc h nich t ausgehandelt . Nac h dem Sieg über die Tabo -
riten etabliert e jedenfalls jene hussitisch e Mitte , die ganz Böhme n un d Mähre n nac h 
Ein Verzeichni s der Teilnehme r des Landtag s AČ II I 415-417. 
Válka: Cesta Moravy 95. -  Allerdings sorgte dieses hussitische Bündni s zunächs t einma l 
für die Vereinheitlichun g innerhal b des Hussitismus , indem es im Mai 1434 die von den Wai-
sen beherrscht e Prager Neustad t eroberte , dadurc h den Abbruch der Belagerung Pilsens 
erzwang und schließlich das Hee r der Taborite n besiegte. 
Zur Begründun g dieser notwendige n Dialekti k zwischen radikaler revolutionäre r Dynami k 
und gemäßigter revolutionäre r Stabilisierun g insbesonder e Ka l ivoda , Robert : Revolutio n 
und Ideologie . De r Hussitismus . Köln-Wie n 1976, 222-230. -  Ders . : Husitstv í a jeho 
vyústění v době předbělohorsk é a pobělohorsk é [Der Hussitismu s und seine Ausmündun g in 
der Zeit vor und nach dem „Weißen Berg"]. Studia comenian a et historic a 13 (1983) 3-44, 
hier S. 21. -  Auch F. M. Bartoš hatt e schon kurz und bündi g geurteilt : „De r Untergan g der 
Feldheer e versprach schließlich die Festigun g des Hussitismu s . " B a r t o š : Husitsk á revoluce 
II 176. -  Auch Š m a h e 1, František : Tábor a jeho strana v předvečer Lipan [Tábor und seine 
Parte i am Vorabend von Lipany] . Husitský Tábor 8 (1985) 145-153, hier S. 153, urteilt,  im 
Gegensat z zu den Baronen , die konsequen t das Konzep t einer Ständemonarchi e durch maxi-
male Reduktio n der königliche n Mach t verfolgt hätten , seien die Taboritenführe r nich t zu 
einer realistischen Konzeptio n der Umgestaltun g der Landesverfassun g fähig gewesen. -
Zum fehlende n langfristigen Program m der Radikale n auch Č o r n e j : Lipany 160f. -  K e j ř : 
Husit é 184-185 sieht dagegen mit der älteren tschechische n Historiographi e die Folgen der 
taboritische n Niederlag e ausschließlich negativ, ja, er parallelisiert sie als national e Katastro -
phe sogar mit dem „Weißen Berg". 
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dem hussitische n Program m zu gestalten gedachte , ihre Mach t auf dem Landta g im 
Juni/Jul i 1434. Sie erneuert e nac h dem Beispiel des Vorjahres nich t nu r die Landfrie -
densordnun g un d das Landrech t unte r dem Statthalte r un d seinen Räten , dene n sich 
nu n auch die Taborite n un d die Waisen unterzuordne n hatten 1 0 5 . Sie setzte vielmeh r 
auch als oberste n geistlichen Administrato r Mag. Jan Rokycan a ein, der bekannter -
maße n den hussitische n Monismu s für Böhme n un d Mähre n anstrebt e un d dessen 
Autoritä t nu n die ganze Geistlichkei t der beiden Lände r unte r Strafe der Ausweisung 
anerkenne n sollte 1 0 6. Gan z auf dieser Linie der religiösen Einhei t beschlo ß den n auch 
die vom Landta g angesetzt e geistliche Synode , wie erwähnt , die absolut e Gültigkei t 
un d Notwendigkei t der hussitische n Artikel. Dami t schien die politisch e Einhei t des 
Lande s un d als dere n Grundlag e un d Ker n auch die religiöse Einhei t unte r hussiti -
schen Vorzeiche n vorerst k o n s o l i d i e r t . 
Nachde m jedoch auf dem Regensburge r Reichsta g die Unnachgiebigkei t von Kaiser 
un d Konzi l hinsichtlic h der allgemeine n Verpflichtun g auf den Laienkelc h deutlic h 
geworden war, rückte n die böhmische n Ständ e scho n im Herbs t 1434 von einem sol-
chen konfessionelle n Monismu s ab (s.u . S.25) . Als sie auf dem März-Landta g 1435 
dan n zur Vorbereitun g für die in Brun n vorgesehene n Verhandlunge n mit den 
Konzilslegate n un d dem Köni g ihre Bedingunge n für die Wiederannahm e Sigmund s 
formulierten , verlangten nu r noc h die Städt e ein königliche s Mandat , das allen 
Böhme n un d Mährer n die Kelchkommunio n befehlen sollte, um die Einhei t zu 
wahren 1 0 8 . In der Hauptsach e aber suchte n die hussitische n Ständ e nu n beim Kaiser 
keinen territorialen , aber doc h gleichsam noc h einen politische n Monismu s durch -
zusetzen , inde m wenigstens die politisch e un d geistliche Führun g des Lande s den 
Hussite n vorzubehalte n war: De r Kaiser solle persönlic h dem Laienkelc h beitrete n 
un d nu r Utraquiste n als Hofgeistlich e halten . Vor allem sollten nu r Hussite n als Statt -
halter , königlich e Räte , Landesbeamt e un d Landrichte r zugelassen werden . Noc h 
weiter gingen die Städte : Katholike n sollten nu r mit Zustimmun g der Stadtgemeind e 
wieder das Bürgerrech t un d ihre Güte r erhalten , dasselbe galt für die Zulassun g 
von Mönchen ; vor allem aber war den Katholike n der Zugan g zu Ra t un d Ämter n 
in der Stad t zu verwehren ; un d auch der für die Einsetzun g der Stadträt e zuständig e 
B a r t o š : Husitská revoluce II 177 beobachtet , daß durch die Integratio n der Taborite n und 
Waisen ein Übergewich t der Ritte r und Städte im Landta g zustand e kam. Dari n sieht er sogar 
die größte Zukunftsbedeutun g dieses Landtags . -  Die Unterordnun g der Waisenstädt e Saaz, 
Laun , Leitmerit z und Schlan AČ III 418. 
Der Text des Landtagsbeschlusse s in ÜB II 419-421 . -  Zu diesem Landta g auch Mans i XXIX 
637 u. 645 f. 
Zur innerhussitische n Differenzierung , bei der die rigidere Richtun g Rokycana s nun gesiegt 
hatte , Válka: Cesta Moravy 97. 
Der Text der ständische n Forderunge n AČ II I 419-421. Die städtische n Forderunge n in 
etwas erweiterte r For m auch ÜB II 440-441 und MC 1537-538. -  Zum Landta g auch Bar -
t o š : Husitská revoluce II 185 f. -  Nebe n der Forderun g nach dem Kelch für alle Einwohne r 
sahen die städtische n Artikel aber bereits vor, daß zur Vermeidun g künftiger Streitigkeite n 
alle utraquistische n Gemeinde n aufzuzeichne n seien, damit dort der Kelch wenigstens nach 
dem Status quo garantier t werden konnte . An eine allgemeine Kelchverpflichtun g glaubten 
sie also selbst nich t mehr . 
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Unterkämmerer hatte ein utraquistischer Prager Bürger zu sein109. Schließlich sollte 
der Hussitismus auch in der geistlichen Leitung einer von römischer Jurisdiktion 
unabhängigen Kirche des Landes gewährleistet bleiben: Der König hatte einen von 
den Ständen gewählten Prager Erzbischof samt seinen Suffraganen zu bestätigen, 
deren Autorität die gesamte Geistlichkeit des Königreichs unterstehen sollte, ohne vor 
ein Gericht außerhalb des Landes zitiert werden zu können. 
Von dieser künftigen Bischofswahl war zum ersten Mal im Vorjahr in Regensburg 
die Rede gewesen, als die Böhmen an die Konzilsgesandten in dieser Sache eine An-
frage richteten110. Johann von Palomar wies in seiner Antwort auf die notwendige 
kanonische Wahl durch das Domkapitel und die entsprechende kanonische Weihe 
und Bestätigung hin und ließ nur die Möglichkeit einer fallweise abweichenden Rege-
lung durch das Konzil offen. Im Gegensatz dazu hatte damals schon der Kaiser den 
Böhmen empfohlen, bei der Wahl und Präsentation der Bischöfe die „ab antiquo" 
beobachtete Ordnung einzuhalten - er meinte damit die altkirchliche der Wahl durch 
„Volk und Klerus". 
Unter den Beschlüssen des März-Landtags 1435 stellte - neben der Bischofswahl 
durch die hussitischen Stände - deren Absicht, sich des königlichen Rates und der 
Landesämter zu bemächtigen, sicher den politisch und konfessionell bedeutendsten 
Schritt dar, um die Verfassung des Königreichs sowohl ständisch als auch hussitisch 
auszuprägen. Ohnehin war der hussitische Charakter der Ständeversammlung 
dadurch verstärkt worden, daß die Ritter und Städte nun dem Landtag integriert 
waren, Zugang zu den Landtafeln erhielten und die Städte ihre Autonomie verstärk-
ten. Damit sollten der politisch-konfessionelle Monismus, die hussitische Einheit in 
der politischen und geistlichen Führung des Landes, zementiert und die katholischen 
Stände nicht mehr vollberechtigt in die Ständegemeinde reintegriert werden111. 
Durchaus realistisch urteilte gegenüber kaiserlichen Gesandten das Basler Konzil; all 
diese über die Kompaktaten hinausgehenden Forderungen der böhmischen Stände 
entfernten sie von der Übereinstimmung mit der Gesamtkirche und ließen wenig Hoff-
nung auf die „Rückführung" der Hussiten in die Kirche112. Hier stießen zwei grund-
sätzliche monistische und fundamentalistische Vorstellungen nach wie vor - trotz 
Lipany - hart aufeinander, die beide den Frieden und die Eintracht der Gesellschaft 
nur auf der Grundlage einer religiösen Einheitlichkeit gewährleistet sahen. Eine andere, 
den religiösen Gegensatz überformende ideelle Orientierung und Wertgrundlage für 
gesellschaftliches Handeln war noch lange nicht in Sicht. Das Gemeinwohl (obecné 
109 Der weitergehende Artikel der städtischen Forderungen verbietet den Katholiken sogar ganz 
generell und ausnahmslos das Bürgerrecht. Die beachtlichsten politischen Forderungen der 
Städte: Größere städtische Autonomie durch Abschaffung der königlichen Stadthauptleute, 
Zugang zu den Landtafeln und ein Widerstandsrecht gegen den König bei religiöser Unter-
drückung. 
110 MC 1517. 
111 In der Tat erfolgte die Wiedereingliederung der katholischen Stände in Landtag und Landes-
ämter endgültig erst nach 1478, nachdem sie sich in langjährigen Kämpfen gegen die politi-
sche Exklusivität des Hussitismus gewehrt hatten. E b e r h a r d : Konfessionsbildung 47. -
Ders. : Entstehungsbedingungen 138. 
112 So nach den Brünner Verhandlungen, am 29. Oktober 1435, Mansi XXIX 413. 
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dobré) etwa, das die Hussiten immer so nachdrücklich betont hatten, verstanden sie ja 
keineswegs weltlich, sondern füllten diesen Begriff inhaltlich mit dem „göttlichen 
Gesetz", dem hussitisch verstandenen Evangelium113. 
Wege der Koexistenz 
Reduktion des Monismus 
Religiöser Monismus entsprach freilich keineswegs den religiösen und politischen 
Realitäten. Für Kaiser und Konzil waren Friede und Herrschaftsantritt in Böhmen 
auch nach Lipany nicht möglich ohne essentielle Garantien für hussitische Grundsätze 
und hussitische Autonomie, die über kosmetische Scheinzugeständnisse hinaus-
gingen, wie sie die Formulierung der Kelchfreiheit in den Prager Kompaktaten dar-
stellte. Auf der anderen Seite konnten die Hussiten, wenn und insofern sie an einer 
Stabilisierung der Ordnung im Lande, daher an einer Übereinkunft mit dem Konzil 
und mehrheitlich auch an einer Rückkehr des Kaisers interessiert waren, dieses Ziel 
nicht wirklich erreichen ohne eine Reintegration der katholischen Stände und ohne die 
Bereitschaft zu einer ausbalancierten Koexistenz mit ihnen. Diese politischen Reali-
täten erschienen damals 1434 keiner Seite selbstverständlich. Zumal bei den Hussiten 
war man auch über die hier angenommenen Voraussetzungen nicht einig. Ob die reli-
giösen Grundsätze und ihre allgemeine Anerkennung oder ob das weltliche „bonum 
commune", die politische Stabilität und Ordnung im Lande vorrangig seien, in dieser 
Prioritätsfrage setzten die führenden hussitischen Geistlichen und der hussitische 
Adel durchaus unterschiedliche Akzente. 
Einen ersten vorsichtigen, schließlich aber entscheidenden Schritt zur Koexistenz 
unternahmen die weltlichen Stände auf dem St. Gallus-Landtag 1434. Zwar hielten sie 
dort grundsätzlich an der von der Klerus-Synode im Juni und auf dem Regensburger 
Reichstag vertretenen Forderung fest, alle Einwohner Böhmens und Mährens in der 
Kelchkommunion zu vereinigen, da diese der Einsetzung Christi und der Praxis der 
Urkirche entspreche und da andernfalls Zwietracht zu befürchten sei. Bis zur Klärung 
der Frage, ob die Kelchkommunion iure divino begründet, also „de precepto", sei, 
sollte auch die damit gebotene Kinderkommunion vorläufig praktiziert werden. Aber 
dann kündigten sie - um den Frieden zu fördern und endlich vor Kriegen Ruhe zu 
haben, wie sie sagten - einen Kompromiß an, der praktisch den Status quo des Laien-
kelchs bedeutete und damit eine Koexistenz von Utraquisten und Katholiken, wie sie 
schon die Prager Kompaktaten 1433 vorgesehen hatten, nun allerdings nicht als 
Lizenz für die Kelchanhänger formuliert, sondern als eingeschränkte Toleranz für 
die Katholiken: Diese sollten künftig nur dort geduldet werden, wo der Laienkelch 
E b e r h a r d , Winfried: Der Legitimationsbegriff des „Gemeinen Nutzens" im Streit zwi-
schen Herrschaft und Genossenschaft im Spätmittelalter. In: Zusammenhänge, Einflüsse, 
Wirkungen. Kongreßakten zum ersten Symposium des Mediävistenverbandes. Hrsg. v. 
Joerg O. Fichte/Karl Heinz Göller/Bernhard Schimmelpfennig . Berlin-New 
York 1986, 241-254, hier 242f. - Macek, Josef: „Bonum commune" et la Reforme en 
Boheme. In: Histoire sociale, sensibilités collectives et mentalités. Mélanges Robert Man-
drou. Paris 1985, 517-525. 
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bishernich t gereich t worde n war 1 1 4 . Verschiedentlic h urteiltman , durc h dieses Angebot 
hätte n die Baron e die beiden andere n Ständ e zum Nachgebe n genötigt un d seien vor 
allem Rokycan a un d seinen Geistliche n in den Rücke n gefallen 115. Von einem obj ektiven 
Aspekt des Gesamtprozesse s aus gesehen , ist jedoch hervorzuheben , daß es hier die 
weltliche Polti k war, die die Prioritä t in der Handlungsorientierun g vor der Religion 
einzunehme n begann un d der es allein auch möglich war, in dieser Phas e des Verhand -
lungsprozesse s eine realistisch e Perspektiv e zu eröffnen . In der Ta t ging es ja dem Adel 
darum , seine Mach t endlic h wieder in einer gesicherte n Ordnun g ausübe n zu können , 
sowohl auf der Eben e der Grundherrschafte n als auch an der Spitze des Landes 1 1 6. 
Aber gerade diese Interessenperspektiv e ermöglicht e einen pragmatische n Weg, der 
den Fundamentalismu s der Geistliche n un d der Radikale n überwinde n konnte 1 1 7 . 
Mi t der Konzessio n der Ständ e war freilich noc h keineswegs eine wirkliche Koexi-
stenz unte r Integratio n der Katholike n gewährleistet . Den n die übrigen Beschlüsse 
jenes St. Gallus-Landtage s zielten letzte n Ende s doc h noc h auf eine künfti g möglich e 
hussitisch e Einhei t des Landes , zunächs t auf eine hussitisch e Führun g im geistlichen 
Bereich , wie sie die Ständ e dan n im Februa r 1435 auch im weltliche n Bereich Sigmun d 
gegenüber zur Bedingun g machten : Ständ e un d Kleru s wählen den Erzbischo f un d 
seine beiden Suffragane (Olmüt z un d Leitomischl) , dene n dan n der ganze Kleru s des 
Lande s untersteht ; die Obödien z dieser Landeskirch e gegenüber Paps t un d Konzi l 
stellt ma n unte r die Bedingung , daß nu r die der Hl . Schrift entsprechende n Anord -
nunge n zu befolgen seien, also unte r das Kriteriu m des „Egere r Richters" ; überdie s 
soll die geistliche Jurisdiktio n für Böhmen-Mähre n autono m bleiben , da weder 
kanonisch e Appellatione n un d Zitatione n auße r Lande s gehen noc h die Vergabe von 
böhmische n un d mährische n Benefizien durc h ausländisch e Instanze n erfolgen darf. 
Diese r Landtagsbeschlu ß wurde am 8. Novembe r 1434 in Eger den Konzilslegate n 
übergebe n un d sollte nac h dem Willen der Hussite n den Kompaktate n angefügt 
werden 1 1 8. 
Mi t diesen sowie mit den politische n Forderunge n gegenüber Sigmun d befaßten 
sich dan n vor allem die intensiven , komplexe n un d lebhafte n Brünne r Verhandlunge n 
zwischen den Böhmen , den Konzilslegate n un d dem Kaiser im Mona t Juli 14351 1 9. Als 
114 De r Text des gesamten Ständebeschlusse s vom Oktobe r 1434 in MC I 632-634 und Mans i 
XXX 668. 
115 Bar to š : Husitsk á revoluce II 181 . -Hlaváček : Husit é 67. 
116 So etwa nach der Formulierun g des Landtags : „ut pacem ecclesie, tot et tanti s odioru m turba -
tam fomitibu s procuremus" , und : „quo d quiescere a bellis volumus". MC I 633. -  Un d im 
Juli 1435 beschwerten sich einige Ritte r und Städte beim Kaiser in Brunn , „quo d barones , qui 
sunt pauci , vellent regere regmim". Ebend a 589. -  Zur Säkularisierun g und Laisierun g des 
Lande s infolge der Bedeutungssteigerun g des Adels Macek : Jean Hu s 184 f. 
117 Gerad e auf diesem Oktober-Landta g 1434 schlössen sich die Prieste r der „Waisen" Rokycan a 
an, der durch die Vermittlun g des Mag. Pete r Payne auch die Taborite n zu gewinnen suchte . 
Palacky III/3 , 181.-Hrejsal l291 . 
118 MC 1596. 
1 19 Ebend a 549-673, 746-783 und 791-810. - V á l k a : Cesta Moravy 97 mach t zurech t darauf 
aufmerksam , daß diese ausführliche n Bericht e mit den entsprechende n Dokumente n noch 
viel zu wenig ausgewertet sind. -  Zu den Verhandlunge n auch B a r t o š : Husitsk á revoluce 
II 188ff. und Hre j s a 11295-298. 
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Sprecher der böhmischen Delegation forderte hier Jan Rokycana zunächst wieder 
über jenen angedeuteten Kompromiß hinaus, ganz Böhmen und Mähren auf den 
Laienkelch und die übrigen Vier Artikel zu verpflichten120. Er berief sich dabei nicht 
auf die Hl. Schrift, sondern auch auf eine mündliche Aussage des Konzilsauditors 
Johann von Palomar auf dem Regensburger Reichstag des Vorjahres. Damals hatte er 
auf Anfrage bestätigt, daß die Kelcherlaubnis auch für Katholiken gelten werde, die 
später um den Laienkelch bäten121. Davon wollte Palomar allerdings nun nichts mehr 
wissen, da für ihn nur schriftliche Zusagen galten und der Laienkelch nicht für sich, 
sondern nur unter der Bedingung und nach den kirchlichen Konzessionen „utilis et 
salubris" sei122. Überhaupt bestand die konsequente Taktik der Konzilslegaten darin, 
von den Böhmen die sofortige Besiegelung und Ausführung der Prager Kompaktaten 
(1433) zu verlangen, da sie damals bereits mit Handschlag bestätigt worden waren, 
und jeden Textzusatz damit abzulehnen123. Daher wiesen die Legaten auch die 
übrigen Forderungen entschieden zurück, die Kinderkommunion ebenso wie vor 
allem die ständische Bischofswahl, die Beschränkung der geistlichen Jurisdiktion auf 
die böhmischen Länder (Appellationsverbot) und das Verbot der Benefizienvergabe 
durch Ausländer124. Es wird an dieser Diskussion wieder ganz deutlich, daß es den 
Konzilslegaten letztlich um eine völlige Rückgliederung der Hussiten in das römische 
System ging. Im Gegensatz dazu erstrebten die Hussiten nach wie vor eine möglichst 
weitgehende landeskirchliche Autonomie, wenn schon nicht mehr einen konfessionel-
len Monismus, um damit die böhmische Reformation für das ganze Königreich zu stabi-
lisieren. Im inhaltlich-dogmatischen Bereich war dafür die Kelchverpflichtung, im 
formal-jurisdiktionellen Bereich die Bischofswahl und die Obödienzbedingung von 
zentraler Bedeutung. 
Die Obödienzeinschränkung „secundum legem dei et sanctorumpatrum instituta, in 
lege dei veraciter se fundancia" lehnten die Konzilslegaten ab, da sie den Kirchen-
vätern unterstelle, der Bibel Widersprechendes gelehrt zu haben, und die kirch-
liche Hierarchie verdächtige, etwas gegen das Evangelium anzuordnen125. In der 
MC I 578, 582-583, 590, 591, 751. - Die Entgegnungen Johanns von Palomar vor allem 
ebenda584,592,647,660. - Die gesamte Proposition Rokycanas und die Entgegnung Palo-
mars darauf ebenda 582-587. - Die Forderung der Kelchverpflichtung für das ganze Land 
war auch in den politischen Artikeln enthalten, die der Landtag vom Februar 1435 gegenüber 
Sigmund beschlossen hatte und die dieser nun in Brunn auch den Legaten zur 
Stellungnahme vorlegte. Ebenda 65 8. 
MCI517. 
Ebenda 584 u. 585. - Für Rokycana dagegen war die Kelchkommunion heilsam nicht „ex 
concessione hominum, sed quia sanguis Christi est unitus divinitati" und „quod sunt diverse 
grácie vel diversi effectus sacramenti, ut dicit Albertus et Thomas", ebenda 583. 
Vgl. dazu die Konzilsinstruktion für die Legaten MCI 619-623, vor allem 619 f. - Die Unnach-
giebigkeit der Legaten wurde gewiß auch mit motiviert durch die Intransigenz des mährischen 
katholischen Klerus, der in Brunn die Erlaubnis des Laienkelchs und jede Konzession gegen-
über den Hussiten, auch die der Prager Kompaktaten, ablehnte, so daß die Legaten hier sogar 
die Kelchkommunion verteidigen und beim mährischen Klerus um Zustimmung zum Vorge-
hen des Konzils werben mußten. MC 1570-571. 
Argumente und Gegenargumente dazu MC 1581, 583, 591, 593, 594-595, 597, 660,675. 
Die genannte Formel MC 1602. - Die Debatte im übrigen e b e n d a 582, 591, 610, 753-754. 
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Obödienzdebatt e erwies sich so noc h meh r als in den andere n Diskussionspunkten , 
daß der Grunddissen s zwischen Hussite n un d Konzi l auch noc h 1435 in einem prinzi -
piell gegensätzliche n Kirchenverständni s lag1 2 6. Währen d die Hussite n nämlich * wie 
alle Häresie n seit dem 12. Jahrhunder t -  die geschichtlich e un d gegenwärtige Kirch e 
von jener der Hl . Schrift un d der Urkirch e kritisch unterschiede n un d sie an dere n Pra -
xis maßen , behauptete n die Legaten die grundsätzliche , durc h juridisch e apostolisch e 
Sukzession gewährleistet e Identitä t der Kirch e aller Jahrhundert e un d dahe r auch im 
Grund e die Identitä t von Schrift un d Tradition 1 2 7 . D a dieser Gegensat z währen d der 
Kompaktatenverhandlunge n niemal s überwunde n wurde , konnt e es letztlic h schon 
aus prinzipel l theologische n Gründe n zu keine r wirklichen Kircheneinhei t kommen , 
so daß an eine r praktische n Koexisten z unterschiedliche r Kirche n auch aus theoreti -
schen Gründe n kaum ein Weg vorbeiführte . Da ß die böhmisch e Reformation , auch in 
ihre r utraquistische n Form , weit meh r als bloß den Kelchritu s bewahrte , ha t hier seine 
innere n Ursachen . Da s Obödienzproble m ist deshalb nich t wirklich gelöst worden . 
Zwar fand ma n schließlic h zu einer Kompromißformulierung 128; aber bezeichnender -
weise fehlt diese Obödienzforme l in allen tschechische n un d auch in einigen lateini -
schen Texten 1 2 9, ein deutliche r Hinwei s darauf , daß sie auf hussitische r Seite keines-
wegs unbestritte n war un d nich t allgemein akzeptier t wurde . 
Politik vor Religion 
In den zentrale n Frage n des Laienkelchs , der Bischofswahl un d der Kirchengüte r 
droht e die ganze Verständigun g am Fundamentalismu s der Geistliche n beider Seiten 
zu scheitern 130. Hie r setzte nu n die entscheidend e Funktio n der „Politiker " ein 131, die 
126 Válka: Cesta Moravy 103 sieht hierin zurech t den eigentliche n Grun d dafür, daß die Brün-
ner Verhandlunge n mit den Konzilslegate n vorerst scheiterten . In der Frage, ob der Prima t 
der Hl . Schrift an die kirchlich e Lehrautoritä t gebunden ist, sieht Helmrat h „das eigentlich 
konfliktträchtig e Substrat " bereits der Vier Artikel im Kirchenbegriff ; die Debatt e mit den 
Hussite n habe überhaup t die Ekklesiologie des Konzil s befruchtet . H e l m r a t h : Basler 
Konzi l 365 f. 
In der Frage, wer die Hl . Schrift auslege, sagte Rokycana , es sei die Urkirche . Darau f von Sei-
ten der Legaten : „quo d eciam est ecclesia moderna , et quod non est alia ista, que nun c est et 
que fuit in principio" , und dann mit Augustinus gegen die donatistisch e Kritik : „quo d aucto -
ritas non est ex vité merito , sed ex graduum ac dignitatu m disposicion e facta a Christo. " MC 
1579. -  Die hussitischen Priester , speziell Rokycana , so bemerk t der Legatenbericht , hörte n 
ungern , „quo d extra unitate m ecclesie (der wie oben verstandenen ) non est salus, quod nullus 
nisi in unitat e ecclesie salvatur . . . " E b e n d a 581. 
In dem Brünne r Kompaktatenzusat z und in einem Manda t der Ständ e zum Obödienz -
versprechen durch Gesandte , MC I 653-654 u. 661: „obediencia m canonica m .. . secundu m 
legem dei et sanctoru m patrů m instituta" , also mit dem Zusat z „kanonisch " ohn e die kriti-
sche Einschränkun g gegenüber den „institut a patrům" . -  Diese Obödien z wurde dann von 
vier Geistlichen , zu denen Rokycan a nich t gehörte (!), als Vertrete r der Ständ e vor den Lega-
ten feierlich versprochen , MC I 776. 
AČIII 435. 
Der drohend e Bruch am 29. Juli, MC 1613. 
Im Sinne des Begriffs der „Politiques" , wie man in der zweiten Hälfte des 16. Jahrhundert s 
die Vermittlungsgrupp e aus Humaniste n und Juristen nannte , die das Staatswoh l in Frank -
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die religiösen Grundsätze an ihrem Herrschaftsinteresse und an den politischen Inter-
essen des Landes relativierten, ja sie jenen überordneten. Wie die weltlichen hussiti-
schen Stände bereits in dem in Eger überreichten Beschluß des St. Gallus-Landtags 
1434 Zugeständnisse in der Kelchfrage angedeutet hatten, so wirkten jetzt in Brunn 
die böhmischen Barone, insbesondere der konservative Utraquist Meinhard von Neu-
haus, immer wieder für einen Kompromiß132. Vor allem war es aber nun Kaiser Sig-
mund, der sich ganz entschieden für eine praktische Verständigung einsetzte, ja die 
Legaten unter Zornausbrüchen und Beschimpfungen immer wieder zum Nachgeben 
drängte133. Dabei äußerte er ganz unumwunden, daß er am Ende seiner Geduld mit 
den theologischen Spitzfindigkeiten wäre und daß es ihm in erster Linie um den baldi-
gen Herrschaftsantritt in den böhmischen Ländern gehe134. Entscheidend war jedoch, 
daß Sigmund auch ohne die Legaten, ja gegen sie in die Verhandlungen eingriff und 
damit auch in der Realität die politischen Interessen in den Vordergrund rückte, so 
daß es zuweilen geradezu zu einer Koalition des Kaisers mit den Böhmen gegen die 
Konzilslegaten kam. Diese protestierten immer wieder, letzten Endes vergeblich, 
gegen die kaiserliche Einmischung in kirchliche Angelegenheiten und gegen die Ver-
mischung des geistlichen mit dem weltlichen Bereich135. 
In der Kelchfrage kam so der Kaiser mit den Böhmen zu einer Übereinkunft zwi-
schen den beiden extremen Zielsetzungen einer bloß allgemein gehaltenen Kelchlizenz 
(Konzil, Prager Kompaktaten) und einer generellen Verpflichtung auf den Laien-
kelch. Man vereinbarte nun nämlich gleichsam eine lokale Exklusivität der Kelch-
kommunion: An allen Orten, wo diese bisher praktiziert wurde, sollten alle Einwoh-
ner auf sie verpflichtet werden136. Zwar stellten sich die Legaten dieser Regelung 
reich als oberstes politisches Handlungskriterium dem religiösen Grunddissens der Reli-
gionskriege überordneten und damit die Basis legten für eine neue Gemeinsamkeit gesell-
schaftlicher Handlungsziele und für den Weg zur Konsensfindung zu einer neuen Staats-
einheit. - Nicht erst „als der frühneuzeitliche Staat dazu überging, an Stelle eines geschlosse-
nen Glaubenssystems die natürliche Religion zum konsensbildenden vinculum societatis zu 
machen, gab er Handlungsräume frei" für religiöse Toleranzpraxis (Schreiner : Toleranz 
448). Vielmehr war es erstens das weltliche, politische Staatsinteresse (Gemeinnutz, Wohl-
fahrt), das als neue Grundnorm gesellschaftlicher Integration und Identität die religiösen 
Normen überlagerte und relativierte; zweitens geschah dies in einem allmählichen Säkulari-
sierungsprozeß seit etwa Marsilius von Padua schon und gerade im Spätmittelalter, dem-
gegenüber das 16. Jahrhundert zumindest in Deutschland wieder eine „verstärkte Retheolo-
gisierung des Politischen" bringt (Schreiner : „Duldsamkeit" 209). Der Normenwandel, 
der auf der Differenzierung von Staat und Kirche „mit je eigenen Handlungszwecken" 
beruht, formuliert Schreiner e b end a 160 und 162-163. 
So etwa MCI 588 u. 600. 
Ebenda587, 598, 613. -DazuVálka : Cesta Moravy 102. Den Gegensatz zwischen Kaiser 
und Konzil bemerkt auch W e f e r s 217. 
„... quod erat unitus cum Boemis, et quod volebat habere dominium suum, scilicet regnum 
.. . et si non vellemus (Legaten) consentire, non videremur habere bonam voluntatem ad 
istam unitatem, et essemus causa rupture, et ve illi, per quem illa veniret". Und: „Si vultis, 
quod ego perdam dominium meum, tarnen ego nolo." MC I 598. - Zum Zusammenhang der 
Wiedererlangung Böhmens mit der Reichsreform vgl. Anm. 93a. 
E b e n d a 589, 659, 660, 675, 750. - Der Protest des Konzils selbst bei Mansi XXIX 413. 
Die Debatte darüber MC 1587-591. 
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heftig entgegen , da sie die Freihei t des Kelch s in Zwan g verwandle , zuma l für die an 
jenen Orte n wohnende n Katholike n un d vor allem, wenn mi t „Orten " eine ganze 
Stad t gemein t war, von deren Bürgerrech t die Katholike n dan n ausgeschlossen wären 1 3 7 . 
Johan n von Paloma r stellte sogar eine dynamischer e Möglichkei t in Aussicht, die tole -
rante r klang als diese statisch e lokale Fixierung : das Konzi l könnt e den Priester n eine 
„concessi o generalis" geben für alle, die den Laienkelc h auch in Zukunf t verlang-
ten  1 3 8 . Aber auf diese Lösung , die den Bestan d des Hussitismu s nich t garantiert e un d 
die vor allem auch erst nac h Besiegelung der Kompaktate n in neue n Konzilsverhand -
lungen angestreb t werden sollte, konnte n sich die Böhme n nich t einlassen . Sie brauch -
ten es auch nicht . Den n ohn e Wissen der Legaten 1 3 9 hatt e der Kaiser bereit s am 6. Juli 
-  genau zwanzig Jahr e nac h dem To d von Jan Hu s -  den böhmische n Stände n die ört -
liche Exklusivität des Kelche s un d ander e Zugeständniss e schriftlich verbrieft. Diese 
wurde n dan n in den folgenden Verhandlunge n in Stuhlweißenbur g als Majestäts -
brief ausgefertigt un d stellen die berühmten , von den Böhme n sogenannte n „kaiser -
lichen Kompaktaten " dar 1 4 0 . In Übernahm e des Beschlusses des St. Gallus-Landtag s 
sollten Katholike n nu r dor t gedulde t werden , wo die utraquistisch e Kommunio n in 
der Vergangenhei t nich t praktizier t worde n war; un d zur Vermeidun g von Differen -
zen sollten die utraquistische n Or te 1 4 1 aufgezeichne t werden , dami t dor t der Utra -
quismu s auf Daue r bewahr t werde . 
In diesen Zusammenhan g gehör t es auch , daß Sigmun d am selben Tag jene For -
derunge n nac h hussitische r Exklusivität im stadtpolitische n Bereich weitgehen d 
erfüllte , die ihm die Städt e als Bedingun g für seine Annahm e als Köni g vorgelegt 
hatten ; er erfüllte sie, wie er explizit schreibt , um den Abschluß der Kompaktate n 
nich t scheiter n zu lassen. Wenigsten s den Prage r Städte n verbriefte er nämlic h u. a., 
daß Katholike n nu r nac h Zustimmun g der Gemeind e bei ihne n Aufnahm e finden 
sollten , daß die Mönch e un d die Prälate n der Burg nich t in die Seelsorge der utra -
quistische n Pfarreie n eingreifen un d die Utraquiste n nich t verketzer n dürften , 
daß der Wyschehra d un d die Burgvorstad t Hradschi n den Utraquismu s anzunehme n 
hätten . Vor allem aber stande n Stadtra t un d städtisch e Ämte r nu r Utraqiste n offen, 
un d im Zusammenhan g dami t hatt e der für die Ratsbesetzun g der andere n böhmi -
schen Städt e zuständig e königlich e Unterkämmere r ein utraquistische r Prage r Bürger 
zusein 1 4 2 . 
Außer der lokalen Exklusivität des Utraquismu s nah m Sigmun d in den „kaiser -
lichen Kompaktaten " auch die andere n kirchenrechtliche n Forderunge n des St. Gal -
lus-Landtag s an un d regelte dami t geistliche Angelegenheite n in eigener politische r 
Entscheidung . So wurde das Kollationsrech t für böhmisch e un d mährisch e Benef izien 
auf Landeseinwohne r beschränkt , un d ebenso verbot der Majestätsbrie f kirchen -
Ebenda589 , 594-595u . 675. 
Ebenda589u . 595. 
Sie erfuhren davon erst am 29. Juli. MC I 612. 
Lateinisc h und tschechisc h AČ II I 427-431. -  Dazu E b e r h a r d : Konfessionsbildun g 44 f. 
„loca omni a et singula ecclesiarum , populiqu e parochiaru m signabuntur. " Diese Formulie -
rung zeigt, daß der Begriff „Orte " nich t ganze Städte , sonder n nur Pfarrgemeinde n meinte . 
AČ III 431-434 . Es fällt auf, daß die Prager hier nun auf den strikten Ausschluß von Katho -
liken, Mönche n und Nonne n verzichteten . 
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rechtlich e Zitatione n un d Appellatione n auße r Landes , so daß der Prage r Erzbischo f 
für Böhme n un d Mähre n die letzt e Instan z bildete . 
Di e wichtigste Voraussetzun g dafür , daß diese Regelun g sich auch in der Realitä t 
zugunste n der Hussite n auswirken konte , war freilich die Wahl des Erzbischof s un d 
seiner Suffragene durc h Kleru s un d Stände 1 4 3. Obwoh l in Regensbur g Johan n von 
Paloma r eingeräum t hatte , daß in der alten Kirch e die Bischöfe durc h Kleru s un d Volk 
gewählt worde n waren un d obwoh l der Kaiser damal s schon den Böhme n empfohle n 
hatte , dan n auch dementsprechen d zu verfahren , widersetzte n sich die Legaten der 
Wahl entschieden . Da s Konzi l behiel t sich nämlic h vorerst die Provisio n der böh -
misch-mährische n Bischöfe selbst vor un d gedacht e zunächs t die Legaten als Admini -
stratore n einzusetzen . Nich t zuletz t stand dahinte r auch die Befürchtung , die Böh -
men würde n Jan Rokycan a zum Erzbischo f wählen , der den Legaten wegen seines 
entschiedene n Hussitismu s äußers t zuwider war 1 4 4 . Auch in dieser Frag e beendet e der 
Kaiser die Debatte , inde m er zu der Rechtsfiktio n fand, sein Patronatsrech t den Stän -
den abzutreten 1 5 , ohn e Kenntni s davon zu nehmen , wen sie wählten . Praktisc h 
hatt e er aber bereit s in jenen Zusagen vom 6. Juli , die dan n in seinen Majestätsbrie f ein-
gingen, die Wahl von Erzbischo f un d Bischöfen durc h Ständ e un d Kleru s festgeschrie-
ben un d versprochen , er werde sich für dere n kanonisch e Bestätigun g un d Weihe ein-
setzen , un d die ganze Geistlichkei t der Prage r Diözes e habe sich dem gewählten 
Erzbischo f zu unterstellen . Di e Bischöfe sollten den utraquistische n Laien die 
Kelchkommunio n gewährleisten , auch utraquistisch e Prieste r weihen un d sie an den 
betreffende n Pfarreie n einsetzen 146. 
Da s dritt e der Probleme , an dene n die Brünne r Verhandlunge n sich festfuhren , war 
-  nebe n der Exklusivität des Laienkelch s un d dem Bischofswahlstrei t -  das Kirchen -
gut in Laienhand 1 4 7. Scho n in den Verhandlunge n nac h der Abmachun g der Prage r 
Kompaktate n war die Verurteilun g des Laienbesitze s an Kirchengu t abgemilder t wor-
den ; stat t „ipsaqu e bon a ecclesie ab aliis qua m ab his, quibu s administraci o canonic e 
est commissa , usurpar i sine sacrilegii reat u no n possunt" , nu n ohn e Usurpatio n un d 
Sakrileg „detiner i no n possunt" . Da s genügte den Böhme n allerding s noc h nicht , 
ging es doc h um die sehr konkret e un d brisant e Frage , ob das in der Revolutio n 
besetzt e Kirchengu t restituier t werden müßte . Sie verlangten dahe r den Zusat z „iniu -
ste detiner i no n possunt" . Di e Legaten waren sich durchau s bewußt , daß die böhmi -
schen Ständ e durc h die Einschränkun g „iniuste " den Besitz von Kirchengu t sehr 
wohl rechtfertige n könnte n -  mit kaiserliche n Verpfändunge n ode r mi t dem regio-
Zu dieser Forderun g MC I 581, 591, 597, 633. Die Gegenargumentatio n der Legaten 
ebend a 593, 595, 597, 675. -  Die Bischofswahl stellt auch We fers 217 als wesentliche n 
Streitpunk t in den Vordergrund . 
Wohl deshalb sagten sie dem Kaiser gegenüber, „quo d hoc (die Wahl) conceder e non potera -
mus, scientes, quod esset error novissimuspeio r priore" , MC 1595; ihre Einschätzun g Roky-
canas ebend a 597. 
So seine Aussage in Stuhlweißenbur g am 1 .Janua r 1436 (MC 1689) und in seiner Bestätigun g 
der Bischofswahl von 13. Juli (AČ II I 445). 
AČIII 429-430 . -  Die kaiserlichen Vermittlungsbemühunge n in der Frage der Bischofswahl 
MC 1596-597. 
MC 1582, 612-613, 659, 755. 
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nalen Gewohnheitsrech t des Ersitzens 1 4 8. Forderte n die Ständ e doc h geradezu vom 
Kaiser , nich t nu r die königlichen , sonder n auch die geistlichen Güter , die er seit 1420 
vergeben hatte , nu n nac h Verdiens t neu zu verteilen 149. Auch in dieser Angelegenhei t 
drängt e der Kaiser die Legaten vehemen t -  ganz im Gegensat z zu seiner Haltun g noc h 
1434 - zum Nachgebe n un d ließ ihne n durc h seine Rät e die vorgebliche Absicht der 
böhmische n Baron e versprechen , das Kirchengu t künfti g dennoc h zu restituieren . 
Trotzde m bedurft e es erst der ausdrückliche n Bevollmächtigun g der Legaten durc h 
das Konzil , die ursprünglich e Formulierun g veränder n zu dürfen un d die Verhand -
lungen an dieser Frag e nich t scheiter n zu lassen 150. So wurde tatsächlic h in die end -
gültigen „Iglaue r Kompaktaten " das „iniuste " eingefügt. 
Ein Konflikt , der bislang in der Literatu r wenig beachte t worde n ist 1 5 1, mu ß hier 
erwähn t werden , da er die Gesamtsituatio n zusammenfassen d charakterisiert . Ver-
deutlich t er doc h auf Seiten der Böhme n un d des Kaisers das zunehmend e Bewußtsein 
von der Vorrangigkeit des Politische n vor dem Religiösen 152. Di e Böhme n verlangten 
nämlich , am End e der Kompaktatenurkund e in der Corroborationsforme l ein-
zufügen : „salvis libertatibu s et privilegiis regni et marchionatu s Moravie" 1 5 3 . De n 
Legaten war klar, daß dami t die ständische n Bischofswahlen , die Verbannun g der 
Katholike n aus den Städte n un d der Laienbesit z von Kirchengu t legitimier t würden , 
ja dem Bruc h der Kompaktate n künfti g Tü r un d To r geöffnet wäre. Da ß Privilegien 
un d Konzilskompaktate n sich widersprachen , war den Kontrahente n also bewußt . Es 
ging um den Vorrang : Währen d die Legaten die Kompaktate n als übergeordnete s 
Geset z betrachteten 1 5 4, sahen die Laien , Böhme n un d Kaiser , die Landesfreiheite n 
un d Privilegien als oberst e Norm . Sogar konservative Utraquiste n wie der Baron 
Meinhar d von Neuhau s un d Mag . Proko p von Pilsen drängte n die Legaten nach -
drücklic h dazu , die Forme l zu akzeptieren ; sie müßte n sonst für ihre Freiheite n kämp -
fen. In heftigen Zornausbrüche n versucht e auch Sigmund , Druc k auf die Legaten aus-
zuüben . Böhme n un d Kaiser benötigte n ja diese Klause l unbedingt , um den Wider-
spruc h aufzuhebe n zwischen den Konzilskompaktate n un d den „kaiserliche n Kom -
paktaten" , die ja bereit s am 6. Juli insgeheim vereinbar t worde n waren un d die ma n 
mi t Hilfe jener Klause l den Konzilskompaktate n überzuordne n gedachte . 
Wenn der Kaiser schließlic h auf den Zusat z verzichtet e un d auch die Böhme n letzt -
lich nich t meh r darau f bestanden , so beruh t dies offenbar auf mündliche n Geheim -
absprache n zwischen beiden . Di e Äußerun g Sigmund s gegenüber den Böhmen , „für 
Ebenda612 . 
Ebend a 658-659. -  Eine zahlenmäßig e Analyse der Verpfändun g von Kirchengu t durch 
den Kaiser an Adel und Städte erstellte Moravec , Milan : Zástavy Zikmund a Lucembur -
ského v českých zemích z let 1420-1437 [Die Verpfändunge n Sigmund s von Luxembur g in 
den böhmische n Länder n aus den Jahre n 1420-1437]. FH B 9 (1985) 89-173. 
MC 1676 und Mans i XXIX 413, 29. Oktobe r 1435. 
Válka: Cesta Moravy 102f. 
In dieser Hinsich t interessan t ist auch die Äußerun g Sigmund s gegenüber der böhmische n 
Delegation , wegen des Glauben s wolle er künftig nich t mehr gegen sie kämpfen , MC I 599. 
Zu einer abweichende n Interpretationshypothes e für diese Stelle s.u. Anm. 155. 
Der Streit darübe r am 14. und 15. Juli 1435, MC 1597-600. 
Sie schlugen die Forme l vor: „salvis libertatibu s et privilegiis, que non obviant predicti s com-
pactacionibus " . E b e n d a 600. 
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diese Dinge" nicht mehr kämpfen zu wollen, setzte nämlich - da sie als Antwort zu 
betrachten ist - doch wohl ihm gegenüber ebenfalls jene Äußerung der Böhmen vor-
aus , die kurz darauf gegenüber den Legaten bezeugt worden ist: sie wollten für ihre stän-
dischen Freiheiten kämpfen, d.h. für die Souveränität der Privilegien155. Das bedeutet, 
daß der Kaiser somit den Böhmen sagen wollte, er werde sich im Konfliktfall nicht 
gegen die Landesfreiheiten stellen, und ihnen deren Vorrangigkeit mündlich und im 
Geheimen zusagte. Daher konnten sie den Widerspruch zwischen den beiden Kom-
paktaten auch hinnehmen, obwohl die Situation freilich rechtlich ungeklärt blieb. 
„Machiavellistische" Diplomatie 
Diese Art der mündlichen Zusagen charakterisiert ganz generell die Verhandlungs-
strategie und -psychologie des Kaisers in Brunn. Auf der einen Seite versprach er näm-
lich den Legaten gelegentlich, er werde alles, zumal die Obödienz, nach seinem Herr-
schaftsantritt in Böhmen im kirchlichen Sinne realisieren156. Andererseits verhielt er 
sich gegenüber der hussitischen Delegation immer sehr freundlich und zuvorkom-
mend157, ganz im Gegensatz zu seinen ostentativen Zornausbrüchen gegen die Lega-
ten. Vor allem gab er den Hussiten die Zusage, die Differenzen mit den Legaten sollten 
nicht ihr Verhältnis zu ihm selbst stören, denn er werde ihre Interessen schützen und 
für die Ausführung von allem sorgen, was sie künftig beim Konzil noch aushandeln 
würden. Mit den Räten, die sie ihm zur Seite stellten, wolle er ihnen zu allem ver-
helfen, was sie aus der Hl. Schrift beweisen würden158. Diese Taktik verhalf ganz 
wesentlich dazu, daß die Kontrahenten manches Zugeständnis machten oder auf die 
schriftliche Fixierung und Absicherung ihrer fundamentalistischen Positionen ver-
zichteten, so daß am Ende der Gesamtkomplex der Kompaktaten und der kaiserlichen 
Urkunden sowohl grundsätzliche Widersprüche als auch manches Interpretations-
bedürftige enthielt. Die Rechtssituation scheint schließlich absichtlich unklar gehalten 
worden zu sein, und die Böhmen waren sich dessen auch bewußt. 
Die Absprachen zwischen Konzilslegaten und Hussiten erbrachten zunächst in 
Brunn einen Zusatztext, der großenteils Wiederholungen aus den Prager Kompakta-
ten von 1433 sowie damals bereits vorgesehene Präzisierungen enthielt. Neu war 
Den Legaten hatte Sigmund zugesagt, „quod illa clausula etc. non debebat (er!) addi compac-
tatis", und er setze sich bei den Böhmen dafür ein, daß sie auf sie verzichteten. Später wurde 
den Legaten von einem Adligen zugetragen, der Kaiser habe zu den Böhmen gesagt, „quod 
amplius nolebat pugnare contra eos pro illa causa, scilicet fidei", wobei dieses „scilicet fidei" 
eine Interpretation des Legaten und Autors Ägidius Carlier sein dürfte; die „causa" war wohl 
genauer die Privilegienklausel, da es im ganzen Zusammenhang am 14.Juli allein um sie 
ging. MC I 599. - Noch am nächsten Tag baten die Böhmen allerdings die Legaten um 
Zustimmung zu der Klausel, hatten also noch nicht auf sie verzichtet; „alias oporteret eos 
pugnare pro suis libertatibus". Eben da 600. 
Ebenda609. 
Als nach den Verhandlungen die Böhmen entlassen wurden, ließ der Kaiser ihnen Wein in 
goldenen Bechern reichen, während den wartenden Legaten barsch bedeutet wurde, sie 
sollten sich zurückziehen - ein bezeichnender Vorfall, über den die Legaten offensichtlich 
beleidigt waren. MC I 599. 
Ebenda 750 u. 755. 
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lediglich die Bestimmung , daß die künftigen Bischöfe auch die Kelchkommunio n aus-
teilen sowie die utraquistische n Prieste r weihen un d sie auch an den utraquistische n 
Pfarreie n investiere n sollten . Dafü r beschlo ß der Prage r Matthäus-Landta g im Sep-
tembe r 1435 die Annahm e der Kompaktate n zusamme n mi t der entsprechende n Obö -
dienzforme l un d dem Gewaltverzicht . Beide Texte wurde n dan n in den Gesamt -
komple x der Konzilskompaktate n aufgenommen , die schließlic h am 5. Juli 1436 in 
Iglau vor dem Einzu g des König s nac h Böhme n besiegelt un d feierlich verkünde t 
wurden 1 5 9 . 
U m diesen letzte n Akt aber zu ermöglichen , mußt e der Kaiser seine Strategi e der 
doppelte n un d gegensätzliche n Zusagen noc h intensivieren . Hatt e er in Brun n noc h 
eher das Gewich t der Hussite n durc h sein Entgegenkomme n verstärkt , so mußt e er in 
der nächste n Verhandlungsetapp e in Stuhlweißenbur g (Dezembe r 1435 bis Janua r 
1436) die Konzilslegate n zufriedenstellen . 
Inzwische n hatt e nämlic h das Konzi l selbst gegen Sigmund s Zusagen an die Böh -
men protestier t un d seine Einmischun g in geistliche Angelegenheite n kritisiert 160. 
Überdie s verlangten nu n die Legaten ausdrücklic h vom Kaiser , die den Böhme n am 
6.Jul i in Brun n gegebenen Versicherunge n zurückzunehme n un d vor allem keine n 
Zwan g zum Laienkelc h zu dulden 1 6 1 . U m ein Scheiter n des jahrelange n Verhand -
lungsunternehmen s zu verhindern , stellte Sigmun d beide Seiten zufrieden , inde m er 
die Widersprüch e geradezu schriftlich fixierte. Einerseit s besiegelte er nämlic h den 
Hussite n die Brünne r Versicherunge n trot z des Konzilseinspruch s am 6. Janua r 1436 
in höchstmögliche r For m als Majestätsbrief . Andererseit s beruhigt e er die Legaten 
ersten s mündlich : „Quo d mult a sunt dissimuland a Boemis , ut sie possit intrar e 
regnum , et postqua m (ibi) esset, sperabat , quo d omni a ista exorta reducerentu r ad 
bonu m et pristinu m statum." 1 6 2 Zweiten s stellte er den Legaten einen Geheimbrie f 
aus, er werde für die Einhaltun g der Kompaktate n sorgen un d keine n Zwan g zum 
Die Brünne r Kompaktate n AČ II I 421-426 und MC I 654-656. -  Der Beschluß des 
Matthäus-Landtags , der in Brunn ebenfalls schon vereinbar t wurde, AČ II I 434-436 und 
MCI653-654.DieinbeidenDokumentenaufgenommenenPräzisierungen-gemäßdenenvo n 
1433 (AC II I 404-412) -  betreffen vor allem die Normbegriff e des „Glaubens " gemäß dem 
Egerer Richte r und der allgemeinen kirchliche n „Riten" , sodann die Möglichkei t für die 
Hussiten , künftig mit dem Konzi l über Auslegungsfragen und über Kirchenrefor m verhan-
deln zu dürfen , und schließlich die Bestätigung, daß die Kelchkommunio n „auetoritat e 
domin i nostr i Jesu Christ i et ecclesiae verae sponsae suae sit licita, et digne sumentibu s utilis 
et salutaris" (AČ II I 426) -  also letztlich doch die Anerkennung , daß die Kommunio n unte r 
beiden Gestalte n lege divina begründe t sei. -  Der endgültige Text des Gesamtkomplexe s der 
„Iglaue r Kompaktaten " AČIII 442-444 . -  Der freudige Brief der Legaten an das Konzi l über 
die Verkündigun g der Kompaktate n „Exult a et jubila" bei Mans i XXIX 612-613. 
MC I 674-676. -  Mans i XXIX 412-413. -  H e l m r a t h : Basler Konzi l 98 weist jedoch 
zutreffend auf die damalige Dialekti k der „liberta s ecclesiae" hin . Einerseit s nämlic h fordert e 
die Geistlichkei t Freihei t von weltlichem Einfluß , andererseit s verlangte sie weltlichen 
Schut z für ihre libertas und erstrebt e sogar vom Kaiser eine neue „Karolina " oder „Sigismun -
dina" (MC II 681). Überdie s sah sich Sigmund aber umgekehr t veranlaßt , gegen die Ein-
mischunge n des Konzil s in weltliche Angelegenheite n und in seine Jurisdiktio n zu protestie -
ren; H e l m r a t h 181 und 288. 
MCI694 . -Hre j s a II 300. 
MC 1689. 
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Laienkelc h dulden 1 6 3 . Un d schließlic h mußte n Herzo g Albrecht , der Erzbischo f von 
Esztergo m un d der kaiserlich e Kanzle r Kaspa r Schlick über die mündlich e Versiche-
run g des Kaisers, sich nich t in Glaubens - un d Kirchenangelegenheite n einzumischen , 
einen ebenfalls geheime n Zeugenbrie f ausstellen 164. 
Di e tschechisch e Historiographi e beurteil t diese Takti k Sigmund s durchwe g als 
hinterlistige , bewußt e Täuschung , bestenfalls als „machiavellistisch" 165. Er habe 
überhaup t nich t die Absicht gehabt , seine Verspreche n einzulösen . Ma n schließ t dies 
aus der Tatsache , daß er jeder Seite widersprüchlich e Zusagen machte , sowie aus der 
praktische n Restaurationspoliti k seines letzte n Regierungsjahres . O b un d wem 
gegenüber er seine Zusagen einhalte n wollte, wußt e er möglicherweis e selbst nicht . 
Inde m er aber beide Seiten beruhigt e sowie in den konziliare n un d den kaiserliche n 
Kompaktate n samt Wahlkapitulatio n Widersprüch e geradewegs verbriefte un d die 
Kontrahente n dazu brachte , dies letzte n Ende s um des Frieden s willen auch hinzu -
nehmen , macht e er sich selbst gleichsam zum tertiu m comparationis , zur dialekti -
schen Synthese . Dami t hielt er sich die politische n Möglichkeite n je nac h Opportuni -
tä t un d Notwendigkei t für die Zukunf t offen verschaffte sich so einen beachtliche n 
Handlungsspielraum . Da s war bei den gegebenen fundamentale n Gegensätze n bereit s 
eine objektiv bemerkenswert e realpolitisch e Leistung . Als Machiavellismu s avant la 
lettre , zumindes t als kühle n Pragmatismu s kan n ma n diese Politi k wohl bezeich -
nen  1 6 6 . Mußt e es doc h in erster Linie um Herrschaftsstabilisierun g un d dahe r um den 
böhmische n Machtgewin n gehen , so daß die Politi k die Prioritä t vor den religiösen 
Prinzipie n bekomme n mußte . 
Di e Zusicherun g an die Konzilslegate n war den n auch nich t sein letzte s Wort . 
Woche n nac h der rechtskräftige n öffentliche n Verkündigun g der Konzilskompakta -
ten in Iglau stellte er nämlic h nu n auch die böhmische n Ständ e voll zufrieden . E r 
unterschrie b ihre politische n Forderunge n als Wahlkapitulation ; dabei fixierte er nu n 
allerdings , wie den Legaten versprochen , den Zwan g zum Laienkelc h sowie dessen 
Exklusivität in Böhme n nicht , wie es die Ständ e ursprünglic h gewünsch t hatten 1 6 7 . 
Überdie s bestätigt e er nu n die Wahl, in der ein Ausschuß des utraquistische n Kleru s 
un d der Ständ e schon im Oktobe r des Vorjahres Jan Rokycan a zum Erzbischo f un d 
Die Verhandlunge n ebend a 694 u. 764, der Text 696. Dieses Verbot des Kelchzwange s hat-
ten die Legaten vergeblich von denBöhme n verlangt, statt ihrerunterschrie b es nunde r Kaiser. 
Ebend a 696-697. -  Die Legaten hofften ohnehin , daß Albrecht der Thronnachfolge r 
werde und dann Böhme n zur Kirche zurückführe ; MC I 692 . - V á l k a : Cesta Moravy 103. 
Vgl. auch H laváček : Husit é 67-68. -  H r e jsa II 305-306. - V á l k a : Cesta Moravy 95. 
-Scho n AschbachIV 303. -DagegenKalivoda(s . Anm. 194). 
Válka: Cesta Moravy 103. -  Pragmatismu s konstatier t auch Wefers217.-  Zur Methode , 
Widersprüchliche s zu verbriefen s.u. Anm. 193. 
Die ständische n Bedingungen , wie sie im Februa r 1435 beschlossen und im Juli dem Kaiser 
vorgelegt worden waren, AČ II I 419-421, die wichtigsten davon auch MC I 658-659. -  In 
der besiegelten Wahlkapitulatio n vom 20. Juli 1436 ist nun nich t meh r davon die Rede , daß 
der Kaiser selbst die Kelchkommunio n empfangen und das ganze Land dazu anhalte n solle 
und daß die Regierun g ausschließlich aus Utraquiste n zu bilden sei. Vielmehr: Den könig-
lichen Rat soll er gemäß Beratun g mit den Stände n berufen , in die Hofgeistlichkei t soll er 
Utraquiste n aufnehmen , kein Ausländer darf Landesbeamte r oder Statthalte r werden . AČII I 
446-449. 
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zwei ander e Magiste r zu Suffraganen erhobe n hatte 1 6 8 . Un d schließlic h verbriefte er 
den böhmische n Städte n noc h eigens, daß sie zur Wiederaufnahm e katholische r Geist -
licher un d Bürger nich t gezwungen würden 1 6 9 . Danac h erklärte n die Ständ e schließ-
lich offiziell ihre Bereitschaft , Sigmun d als Köni g anzunehmen . 
Integrationspolitik 
Auf Grun d dreie r Faktore n war zu diesem Zeitpunk t ein deutliche r Tren d zur 
Autonomie , zum Übergewicht , ja möglicherweis e doc h zu jenem politisch-religöse n 
Monismu s vorgezeichnet , den die Hussite n so lange angestreb t hatten : ersten s mit den 
Bestimmunge n der Wahlkapitulatio n un d des Majestätsbriefe s der „kaiserliche n 
Kompaktaten" , zweiten s mit der in den Konzilskompaktate n verschiedentlic h er-
wähnte n biblizistischen Nor m des „Egere r Richters" , an der die versprochen e Obö -
dien z gegenüber der katholische n Hierarchi e jederzei t relativier t werden konnte 1 6 9 a , 
un d dritten s aufgrun d des quantitative n Übergewicht s der hussitische n Stände , das 
bald noc h qualitati v verstärkt wurde , inde m Sigmun d dem überwiegen d hussitische n 
Ritterstan d Anfang 1437 im Landrech t ach t von den zwanzig Beisitzerplätze n sowie 
das Amt des Oberstlandschreiber s einräumt e un d die Ritte r dami t in den königliche n 
Ra t einzogen 1 7 0. Keineswegs bedeutet e der Gesamtkomple x der Vereinbarunge n von 
vornherei n einen Sieg der Kirch e über den Hussitismus 1 7 1. Sigmun d hatt e jedoch 
offensichtlic h die Absicht, die Katholike n aus Adel, Geistlichkei t un d Bürgertu m wie-
der in die Gesellschaf t zu integrieren . Fü r seine Herrschaftsstabilisierun g un d für 
einen wirklichen , dauerhafte n Ausgleich - beides bedingt e sich gegenseitig -  war diese 
politisch e Zielsetzun g notwendig . Sie erfordert e dahe r nu n konsequenterweise , ange-
sichts des objektiven hussitische n Übergewichts , eine Integrationspoliti k zugunste n 
der Katholike n im letzte n Lebensjah r des Kaisers, die sich in der geistlichen Verwal-
tun g ebenso wie in der weltliche n auswirkte 1 7 2. 
Ein erster grundlegende r Schrit t dazu war, daß Sigmun d die Prage r Ratsherre n 
dazu dränge n konnte , entgegen ihre r ursprüngliche n Absicht der Konzilsgesandt -
1 Ebend a 436-437u . 445-446. 
' E b e n d a 449-450. -  Eine besonder e Übereinkunf t mit den taboritische n Städte n ebend a 
450-451. 
'" So jedenfalls verstande n die Hussite n die Funktio n der Kompaktaten . M o l n á r : Glaubens -
disput 9. 
1 Zu den Forderunge n der Ritte r während der Brünne r Verhandlunge n MC I 607 u. 754; hier 
hatte n die Ritte r auch besonder s darauf beharrt , ihre Kirchengüte r behalte n zu können . -  Die 
erneut e Forderun g auf dem Januar-Landta g 1437 und die Entscheidun g Sigmund s MC I 850 
und AČ II I 451-452. Weitere Gravamin a der Ritte r ebend a 455. 
Gegen H r e j s a II 306. -  Eine Denkschrif t vom Juli 1436 über die Vorteile, die die Hussite n 
mit den Kompaktate n erlangten , berücksichtig t noch einma l die politische n Versicherunge n 
des Kaisers in den verschiedene n Majestätsbriefen . ÜB II 459-460 . 
'•  Daz u im Überblic k H r e j s a II 305-308 und II I 5-26. - A s c h b a c h IV 383 erklärte diese 
Politi k aus subjektiven Gewissensskrupel n Sigmund s darüber , daß er der Kirch e Unrech t 
getan habe durch die Zugeständniss e an die Hussiten , zumal in der Frage der Kirchengüter . 
Aber gerade auf der Verpfändun g der Kirchengüte r bestand er auch später noch ausdrück -
lich, trot z des Einwande s der Legaten . -  Den Höhepunk t der Verpfändungspoliti k in den 
Jahre n 1436 und 1437 belegt M o r a v e c : Zástavy. 
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schaft den Einzu g in Pra g zu erlauben , un d so schon ein erhebliche s Gegengewich t 
gegen den erwählte n Erzbischo f Rokycan a schuf. Dami t war nämlic h präjudiziert , 
daß der Delegationsleiter , Bischof Philiber t von Coutances , die geistliche Verwaltun g 
der Erzdiözes e im Auftrag des Konzil s vorläufig übernehme n würde bis zu r Investitu r 
eines Erzbischofs , auf die Philiber t in Konkurren z zu Rokycan a selbst hoffte. De r 
Legat übt e auch tatsächlic h alle bischöfliche n Funktione n aus. E r firmte , weihte Kir-
chen un d Altäre, ordiniert e regelmäßi g un d häufig bis 1438 neu e Priester ; un d vor 
allem bestan d er nachdrücklic h auf seinem Rech t der Legalisierun g bisher nich t kano -
nisch eingesetzte r Pfarrer . Da s ermöglicht e ihm sozusagen eine Säuberun g der Pfarr -
geistlichkei t zugunste n der römisch-hussitische n Konservativen . Un d schließlic h 
berief er im Mär z un d April 1437 die nunmeh r überwiegen d konservative n Pfarre r zu 
geistlichen Synode n ein, wo er den Kleru s auf Abendmahlslehre , Liturgi e un d Rite n 
im herkömmliche n katholische n Sinn e verpflichtete , die Dekanatsorganisatio n er-
neuert e un d den Dekane n Instruktione n für ihre Amtsführun g gab1 7 3. Er bestan d 
dabei nachdrücklic h auf der römische n Obödien z un d auf der Einsetzun g der Pfarre r 
durc h den Bischof stat t durc h Gemeindewahlen . Di e Kelcherlaubni s der Kompakta -
ten interpretiert e er so restriktiv , daß nu r diejenigen , die den Kelch vor der Kompakta -
tenverkündigun g empfange n hatten , dieses Rech t auch künfti g genieße n sollten , also 
weder die Kleinkinde r noc h bisherige Katholiken . Di e Legaten dachte n offenbar 
daran , den Utraquismu s allmählic h aussterbe n zu lassen 174. 
In diesen Methode n der kirchliche n Politi k wußt e sich Philiber t im vollen Einver -
ständni s mi t dem Kaiser 175. Dementsprechen d anerkannt e weder er noc h Sigmun d 
den erwählte n Erzbischo f Rokycana , dessen Kompetenze n der Bischof konsequen t 
einschränkte . War er doc h bislang kirchlic h weder bestätigt noc h geweiht. Auf Drän -
gen des St. Wenzels-Landtag s 1436 mahnt e der Kaiser zwar das Konzi l an diese Bestä-
tigung, ließ aber zugleich die Legaten wissen, daß er sie nich t wünschte , das Konzi l 
aber eine ablehnend e Antwor t verzögern solle. Spannunge n zwischen Rokycan a un d 
seinen Anhänger n einerseit s un d Legaten , Kaiser un d konservative n Utraquiste n 
andererseit s ergaben sich sowohl in dogmatische n Fragen 1 7 6 als auch in der Kirchen -
verwaltung , aus der er imme r meh r verdräng t wurde . Mi t seiner Betonun g der hussiti -
schen Autonomi e konnt e Rokycan a sich lediglich auf einen Teil der Prage r Bürger-
schaft un d auf die Mehrhei t des Ritterstande s stützen , um so weniger aber auf die 
MC I 860. -  ÜB II 476-480 . Der zweite Teil über die Pflichte n der Prieste r bei der Ausfüh-
rung der Sakramente , Sakramentalie n und der römische n Liturgie, über die Obödien z und 
kanonisch e Pfarrerinvestitur , Bilderverehrung , Wallfahrten und das Verbot der Remanenz -
lehre (Wiclifsche Konsubstantiation ) auch in AČ II I 453-455. Er entsprich t den Forderun -
gen, die die Legaten schon am 27. Novembe r 1436 dem Kaiser übergeben hatte n (MC I 
844-845; Pa lack y III/3 , 246) und denen damals von den Universitätsmagister n und den 
Stände n zugestimm t worden war; daraufhi n hatt e auch Rokycan a für sich und seine Anhän -
ger die Transsubstantiationslehr e anerkann t (MC I 847). -  Zu den Synoden im März/Apri l 
1437 ausführliche r Z i l y n s k á : Synody 22 u. 76-79.  Zum Verlauf MC I 854-856 u. 
860-862. 
Vgl. ÜB II 477, Art. 1. 
Vgl. ebend a die Arenga. -Zu r Haltun g des Kaisers auch MC I 845, 849, 850 u. 863. 
Vor allem wegen der Remanenzlehr e und der Kinderkommunio n MC I 845-849. 
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Pfarrer , je meh r diese durc h Konservativ e ersetz t wurden ; un d unte r den Universitäts -
magistern , die von dem konservative n Johan n von Příbra m geführt wurden , war nu r 
Václav von Dracho v auf seiner Seite 177. 
Ma n konnt e Rokycan a gewiß zu Rech t vorwerfen, daß er sich nich t an die Kompak -
tate n hielt , jedenfalls nich t im wörtliche n Sinne . Andererseit s sahen sich sogar die 
konservative n Utraquiste n veranlaßt , beim Kaiser gegen die Verletzun g der Kompak -
tate n durc h den Olmütze r Bischof un d durc h zurückkehrend e katholisch e Prieste r zu 
protestieren , die sich weigerten , an utraquistische n Kirche n die Kelchkommunio n 
auszuteilen 178. Erheblich e Unruh e provoziert e vor allem auch die Wiederaufnahm e 
zahlreiche r Mönch e in den Prage r Städten , allerding s mit Erlaubni s der Prage r Stadt -
räte 1 7 9 . Überdie s kehrt e schon im Septembe r 1436 das Domkapite l auf die Burg 
zurück , un d im Mär z 1437 ließ der Kaiser St. Jako b in der Prage r Altstadt als katholi -
sche Hofkirch e weihen un d führt e dor t wieder die Minorite n ein. Protest e wies er 
zurüc k mit der Begründung , am Ho f wolle er seine eigenen Prieste r habe n °. In der 
Ta t widersprac h das ja nich t der Wahlkapitulation , zuma l er sich nu n berei t zeigte, 
auch utraquistisch e Geistlich e an den Ho f berufen zu lassen - allerding s ohn e 
Erfolg 181. 
Auf einem Mai-Landta g 1437 wählte n die Stände , die offenbar mi t der spannungs -
geladene n un d ungeklärte n Situatio n ebenso wie mi t der Perso n Rokycana s unzufriede n 
waren , kurzerhan d einen neue n Administrator , den konservative n Magiste r Christia n 
von Prachatitz , un d verdrängte n dami t den gewählten Erzbischo f vollends aus seiner 
beanspruchte n Autorität . Bischof Philiber t gab zwar seine Zustimmung , war abersicht -
lich konsternier t sowohl über diese erneut e ständisch e Wahlusurpatio n als auchüberdi e 
Tatsache , daß dami t seine eigene Autoritä t eingeschränk t werden sollte 182. Di e Ent -
scheidun g bedeutet e also wohl einen Kompromi ß zugunste n einer ruhigere n Ord -
nun g unte r Zurückdrängun g der beiden Hauptkontrahente n Rokycan a un d Philibert . 
Auf Dränge n des Kaisers un d der Ständ e anerkannt e der Bischof zwar die Wahl, be-
schränkt e jedoch die Kompeten z dieses Administrator s sede vacant e auf die Utraqui -
sten . Bei der Bestätigun g des Administrator s durc h den Köni g (16. Juni ) mußt e ihm 
die utraquistisch e Klerussynod e Obödien z geloben . Am selben Tag verließ Rokycan a 
die Stadt , um sich in Königgrätz , dem Zentru m des einst orebitischen , imme r noc h 
entschiede n hussitische n Ostböhmens , niederzulassen . E r hatt e in Pra g fast jeden 
Rückhal t verloren , sogar an seiner Teyn-Kirch e war er durc h einen konservative n 
Magiste r ersetz t worden ; ja, es droht e ihm die Verbannun g wegen Ruhestörung 1 8 3. 
Die Prager Räte ebenso wie führend e Barone waren seine Gegner , MC I 848 u. 849. -  Die 
Spannunge n führten zu Unruhe n unte r der Prager Bevölkerung. Schon im Oktobe r 1436 
hegte der Kaiser gegen Rokycan a den bezeichnende n Verdacht , eine Verschwörun g mit Bür-
gern und Ritter n gegen Legaten , Kaiser und Ratsherre n vorzubereiten . H r e j s a II I 8. 
MC 1858-859. 
Ebend a 859. 
Ebenda . 
Hre j s a III 19. 
MC 1866 f. 
E b e n d a . - Schon im Mai hatt e ihn der Kaiser wieder der Ruhestörun g bezichtigt , ebend a 
863f.undHrejsaIII21 . 
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Diese r Wahlvorgan g mit der Verdrängun g Rokycana s bedeutet e den Beginn einer 
gespaltene n Kirchenverwaltun g der Katholike n durc h das Domkapite l un d der Utra -
quisten durc h einen besondere n Administrato r im Carolinum , den Beginn also einer 
faktischen , erzwungene n Koexisten z in der geistlichen Leitun g zweier sich bildende r 
Konfessionen . Noc h waren sie verklammer t durc h den Konzilsbischof . Philiber t 
starb aber 1439 an der Pest . An einen Nachfolge r war in der Konzilskris e un d bei 
Abwesenhei t Köni g Albrecht s damal s nich t zu denken . Dafü r erhiel t jedoch Magiste r 
Christian , der ebenfalls an dieser Pest starb , als Nachfolge r in der utraquistische n 
Administratu r seine beiden Universitätskollegen , Johan n von Příbra m un d Proko p 
von Pilsen , die als romfreundlich e Hussite n bereit s in den Kompaktatenverhandlunge n 
eine vermittelnd e Rolle gespielt hatten . 
Di e Parallelisierun g zweier separate r kirchliche r Leitunge n war ein Entwicklungs -
ergebnis, das ursprünglic h nieman d gewollt hatte , weder die Hussite n noc h das Kon -
zil. Sie ging im Grund e aus der dialektische n Spannun g hervo r zwischen den Legaten 
un d der Richtun g Rokycanas , der nie auf die hussitische n Grundsätz e un d auf die hus-
sitische Autonomi e verzichte t hatte . Insofer n stellte sie einen vorläufigen Kompromi ß 
dar , der den imme r noc h andauernde n Gegensat z zwischen hussitische n un d römi -
schen Ansprüche n in eine r Koexisten z parallele r Institutione n zu beruhige n sucht e -
un d zwar wieder einma l auf Grun d der politische n Initiativ e der ständische n Laien -
gewalten. In der Sache ebenso wie in der Initiativ e ist dies ein erneute s Indi z für den 
wachsende n Vorran g der politische n Interesse n vor den religiösen Zielen der Geist -
lichkei t beider Seiten . 
Di e zweite grundlegend e Entscheidun g zur Einleitun g seiner Integrationspoliti k 
traf der Kaiser im Bereich der Prage r Städte . Gleic h im August 1436 besetzt e er dor t 
nämlic h die Räte , inde m er zwar entsprechen d der Wahlkapitulatio n selbstverständ -
lich keine Katholike n einsetzte , andererseit s aber auch die eifrigeren Hussite n un d 
dami t die bisherigen Ratsherre n überging . Da s wiederholt e er auch ein Jah r danach . In 
den romfreundliche n Utraquisten , die die Prage r Stadtpoliti k nu n bestimmte n un d die 
die Richtun g der Universitätsmagiste r hinte r Johan n von Příbra m unterstützten , 
Rokycan a dagegen kritisierten 184, besaß Sigmun d eine gute Stütz e für seine Integra -
tionspolitik . Nu r mit Zustimmun g der Rät e war es nu n nämlic h möglich , die Mönch e 
zurückzuberufen , so daß bald 15 Männerklöste r in Pra g wieder besetzt waren 1 8 5 . Nu r 
in Übereinstimmun g mit den Räte n konnt e auch Bischof Philiber t die Prage r Pfarreie n 
mit Konservative n besetzen ; auch die Anordnun g katholische r Zeremonie n un d Got -
tesdienstforme n wurde von den Ratsherre n unterstützt 1 8 6 . Fü r die Gesamtentwick -
lung war diese Situatio n in Pra g zwar entscheidend . Aber auch in andere n Städte n 
gab es nu n konservative utraquistisch e Räte . So nah m auch Kuttenber g wieder deut -
sche un d katholisch e Bürger auf un d übergab ihne n sogar die Barbara-Kirche . Ande-
rerseit s bracht e der Kaiser widerstrebend e Städt e zur Räson . Da s imme r noc h opposi -
tionell e orebitisch e Königgrät z ließ er mi t eine r Belagerun g niederzwingen ; die tabori -
MC I 849. 
Hre j s a III 22. 
E b e n d a l 4 u . l 5 . - M C I 8 4 9 . 
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tenfreundliche n Ratsherre n von Saaz wurde n vorgeladen un d mußte n sich fügen un d 
ihre Geistliche n entlassen . 
Auf Ausgleich un d Integratio n zielte Sigmund s Politi k vor allem im Bereich des 
Adels. Hatt e er sich doc h für die Besetzun g des königliche n Rate s in den Verhandlun -
gen um die Wahlkapitulatio n schließlic h in konfessionelle r Hinsich t freie Han d ver-
schaffen können . So besetzt e er nu n wichtige oberst e Landesämte r mit romfreund -
lichen Utraquiste n (Oberstburggra f Meinhar d von Neuhaus , Oberstkämmere r Aleš 
Holick ý von Sternberg , Obersthofmeiste r Hyne k Ptáče k von Pirkstein 1 8 7) , mi t frühe r 
führende n Hussiten , die nu n aber offenbar den Integrationskur s unterstützte n 
(Oberstlandschreibe r Aleš Vřešfovský von Riesenburg) , aber auch mi t Katholike n 
(Oberstkanzle r Kaspa r Schlick , Oberstlandrichte r Nikolau s Zajíc von Hasenburg) . 
Im Landrech t gelang es Sigmun d sogar, konfessionell e Paritä t herzustellen , inde m er 
die Hälft e der 20 Richterstelle n Katholike n vorbehiel t un d seinen Vertrauten , den füh-
rende n katholische n Baro n Ulric h von Rosenberg , sogar an ihre Spitze stellte 188. Pari -
tätisc h verfuhr der Kaiser auch , als er im Novembe r 1437 bei seiner Abreise aus dem 
Lan d die Führun g des Statthalterdirektorium s Meinhar d von Neuhau s un d Ulric h von 
Rosenber g anvertraute . Im übrigen gewann er den Adel vor allem auch dadurc h für 
sich, daß er die Kirchengüte r durc h Neuverpfändunge n verteilte . De n Einspruc h der 
Konzilslegate n wies er dabe i brüsk zurück 1 8 9 . Auch ihne n gegenüber hielt er also die 
mündliche n Zusagen nicht , da er gerade in dieser empfindliche n Frag e der Kirchen -
güter , wo die kirchliche n un d die politische n Interesse n sich widersprachen , den poli-
tische n den eindeutige n Vorran g einräumte . 
Fü r seine Herrschaftsstabilisierun g in Böhme n mußt e Sigmun d zwar auch militäri -
sche Mitte l einsetzen , um die Oppositio n in Ostböhme n un d die Rest e der Taborite n 
niederzuzwingen 190. Was jedoch die Prage r Verhältnisse , die geistliche un d die welt-
liche Regierun g sowie die Mehrhei t der Stände , betrifft, erreicht e er die Stabilisierun g 
durc h seine konsequent e Integrationspolitik , mit der er Katholike n un d Hussite n an 
sich ban d un d zur Kooperatio n brachte . In den Städte n un d Ständen , in geistlicher un d 
weltliche r Führun g zeitigte diese Politi k eine neu e Koexisten z zweier Konfessionen , 
die freilich nu r dadurc h praktikabe l war, daß er die entschiedeneren , Autonomi e un d 
Hegemoni e erstrebende n Hussite n der Richtun g Rokycana s in den Hintergrun d 
drängte , sich gleichsam auf den katholisch-hussitische n Flüge l stützt e un d ihm poli-
tisch un d kirchlic h die Führun g zuspielte . 
De r Gegensat z Meinhard s und des Sternberger s zu Rokycan a belegt MC 1848. -  Die vermit-
telnde Positio n Meinhards , Hynek s und Alešs von Sternber g zu den Konzilslegate n z. B. im 
Jahre 1436: MC 1692. 
Vgl. die Amterlisten bei T o m e k , Wáclav W.: Dějepis města Prah y [Geschicht e děr Stadt 
Prag] . Bd. 9. Prah a 1893,253-264 . 
MC I 851. -  Wie entschlosse n und ohn e Rücksich t auf kirchlich e Interesse n der Kaiser die 
Verpfändun g von Kirchengu t in den Jahre n 1436/37 quantitati v steigerte, zeigt die gute Ana-
lyse vonMorave c : Zástavy 98,100 u. 117-120. -  Zu den Quellen dieses Vorgangs und zur 
Kontinuitä t der „Säkularisation " Č e c h u r a, Jaroslav: Rozsah a dynamik a sekularizace cír-
kevních statků v západníc h Čechác h na počátk u husitské revoluce (v letech 1419-1420) 
[Umfan g und Dynami k der Säkularisierun g von Kirchengüter n in Westböhme n am Anfang 
der hussitischen Revolution].  PH S 29 (1989) 43-67, hier 45. 
Aschbac h IV380-383 . 
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Ma n kan n zwar bezweifeln, daß im bei längere r Regierungszei t diese Art von Inte -
gration unte r konfessionelle r Koexisten z auf friedliche m Wege weiterhi n gelungen 
wäre; den n der wachsend e Widerstan d der entschiedene n Hussite n äußert e sich 
noc h auf seinem letzte n Landta g im Oktobe r 1437 in eine r Beschwerdeschrif t gegen 
zahlreich e Verletzunge n der Wahlkapitulation 191. Faktisc h un d objektiv jedoch ha t 
Sigmun d die kirchlich e un d politisch e Koexisten z zweier Konfessione n in Böhme n 
grundgelegt -  eine Koexistenz , die noc h nich t konfliktfrei , aber doc h schon auf Ko -
operatio n un d tolerante n Interessenausgleic h ausgerichte t war. 
Nachde m von Konzil , Kaiser un d Hussite n die via pacis prinzipiel l beschritte n 
worde n war, hatt e die erste Voraussetzun g für Integratio n un d Koexisten z in der 
Relativierun g der Religion an den politische n Interesse n un d Zielen gelegen. Obwoh l 
Konzi l un d Legaten imme r wieder gegen Eingriffe in den geistlichen Kompetenz -
bereich protestierte n un d dami t den politische n Handlungsspielrau m Sigmund s ein-
zuschränke n suchten , war es doc h der Kaiser , der auf dem Weg der politische n Friedens -
regelun g den endgültige n Ausgleich ermöglichte , un d zwar vor allem seit den Brünne r 
Verhandlunge n von 1435. Er akzeptiert e nämlic h auf politische m Gebie t erheblic h 
meh r als das Konzi l im geistlichen Bereich un d überwan d überdie s die monistische n 
Vorstellunge n sowohl der katholische n Kirch e als auch der Hussite n -  ein Schrit t zu 
moderne m Politikverständnis , zu dem der Kaiser wesentlich beitrug . Di e Politi k er-
ran g dami t objektiv den Vorran g vor der Theologie 1 9 2. Diese r pragmatisch e „machia -
vellistische" Vorran g der politische n Herrschaftsinteresse n wurde auch deutlic h in 
den Versprechungen , die der Kaiser beiden Seiten macht e -  ohn e sie je zugleich einhal -
ten zu könne n ode r zu wollen - , schließlic h aber auch im weitgehende n Verständi -
gungswillen des böhmische n Hochadels . 
Dari n ist aber auch schon die zweite Voraussetzun g für die Integratio n koexistente r 
Konfessione n angedeutet : der doppelt e Charakte r der Kompaktaten , der in der 
Zukunf t beiden Konfessione n die Möglichkei t gab, sich auf sie zu berufen ; die Katho -
liken stützte n sich auf den Wortlau t der Konzilskompaktaten , die Hussite n eher auf 
die kaiserlichen 193. Währen d die Konzilskompaktate n die Rekatholisierun g der 
AČIII 456-459 . -  Die Gravamin a wandten sich vor allem gegen die konfessionelle Mischun g 
in den Städten , gegen die Spaltun g der Kirchenleitun g und gegen die Aufnahm e von Katholi -
ken und Mönche n ohn e Zustimmun g des Erzbischof s (Rokycanas) . Aber: De r Erzbischo f 
war noch nich t bestätigt und kanonisc h investiert . Un d die Frage, ob sich die Garanti e des 
konfessionellen Status quo auf eine gesamte Stadt oder bloß auf deren einzeln e Pfarreien 
bezog, war im Text der kaiserlichen Kompaktate n nich t eindeuti g geklärt; er spricht eher für 
die zweite Version. 
Theoretisc h hatt e das schon sehr grundsätzlic h der „Defenso r pacis" des Marsilius von Padu a 
formuliert . Fü r Böhme n reflektiert dies aber erst währen d des zweiten Hussitenkriege s in 
den sechziger Jahre n des 15.Jahrhundert s Johan n von Rabstein . Daz u E b e r h a r d : Ent -
stehungsbedingunge n 135-137. -  Im übrigen dazu s.o. Anm. 131. 
Überdie s hatte n Katholike n und Hussite n ein gegensätzliches Verständni s von der Funktio n 
schon allein der Konzilskompaktaten . Dazu M o l n á r : Glaubensdispu t 9. -  In dieser Hinsich t 
sind die Kompaktate n als Religionsfriede n ganz vergleichbar mit dem Augsburger Religions-
frieden von 1555, zu dem Moraw , Peter : Rechtspflege und Reichsverfassun g im 15. und 
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böhmischen Kirche sichern sollten, fixierte Sigmund im Majestätsbrief der kaiser-
lichen Kompaktaten den Status quo beider Konfessionen an der Basis der Pfarreien. 
Damit war der Weg zu zwei Konfessionen nach dem Prinzip der lokalen Trennung 
und dem Kriterium der Bestandssicherung der einzelnen Gemeinden vorgezeichnet. 
Zusammen mit der Abtretung der Bischofswahl an die Stände und den Zusagen der 
Wahlkapitulation sicherten die kaiserlichen Majestätsbriefe allerdings den Hussiten 
die politisch-konfessionelle Hegemonie. 
Ohne diese Zusicherung hätten diese den Augleich nicht akzeptiert. So ist eine 
dritte Voraussetzung für die Koexistenzpolitik im Selbstbehauptungswillen der Hus-
siten zu sehen. Sigmund wies den Weg zu zwei Konfessionen ja keineswegs aus eige-
nem Antrieb, sondern weil die Hussiten mit ihren Bedingungen ihn dazu nötigten. 
Die Koexistenz bedeutete gleichsam das dialektische Ergebnis aus den beiden gegen-
sätzlichen Monismen der Hussiten und Katholiken. 
Die vierte Voraussetzung lag schließlich in Sigmunds Integrationspolitik nach sei-
nem Einzug in das Land. Mit ihr mußte er versuchen, jene in Aussicht stehende hussi-
tische Hegemonie zugunsten eines stärkeren konfessionellen Gleichgewichts abzu-
mildern. Der Begriff „Rekatholisierung" wäre dafür eine Übertreibung. Diese Politik 
beinhaltete notwendigerweise eine stärkere Begünstigung der Katholiken und konser-
vativen Utraquisten als Gegengewicht zu einer nachhaltigen hussitischen Tendenz 
zum konfessionellen Monismus. Die Maßnahmen Sigmunds bedeuteten dabei zwar 
eine Verletzung des Geistes der kaiserlichen Kompaktaten und der Wahlkapitulation, 
nicht jedoch des Buchstabens im strikten Sinne. 
So paradox es erscheinen mag: Gerade durch diese praktische Integrationspolitik 
Sigmunds hat dieser die faktische künftige Existenz zweier getrennter Konfessionen in 
Böhmen vorbereitet - entgegen jeder ursprünglichen subjektiven Absicht von Kaiser 
und Konzil194. Damit hat er die Basis gelegt zur Notwendigkeit konfessioneller 
Koexistenz bis hin zum späteren Religionsfrieden, der freilich dann erst 1485 erzwun-
gen wurde, nach dem neuen Konflikt des zweiten Hussitenkrieges (1465-1478)195. 
Dieser Konflikt stellte im Grunde zum einen den verspäteten Lösungsversuch dar 
16.Jahrhundert. Wetzlar 1990, 36 (Schriftenreihe d. Ges. f. Reichskammergerichtsfor-
schung 10) mit Berufung auf Martin Heckel urteilt, daß er „als Ausgleich von Katholiken 
und Protestanten nur deshalb zustande kam, weil beide Religionsparteien den gleichen Text 
unvereinbar verschieden verstanden haben; die Katholiken als vorübergehende erzwungene 
Notlösung, die Protestanten als endgültigen gerechten Friedenszustand. Eigentlich hätte 
man sich nicht einigen dürfen. Allem Anschein nach haben vom Krieg erschöpfte Führungs-
gruppen gewußt, daß nicht zu Vereinbarendes vereinbart wurde, und haben dies um des 
kostbaren Friedens willen auf sich genommen." 
Die Zweikonfessionalität bildete ein wichtiges Revolutionsergebnis, da hiermit grund-
legende ständepolitische und religiöse Anliegen der Hussiten in die neue Landesverfassung 
eingingen. - Entgegen der häufigen moralisch-subjektiven Verurteilung der Politik Sig-
munds in der Literatur kommt Kalivoda von einer objektiven, strukturalen Betrachtung aus 
zu einem ganz anderen, grundsätzlich zutreffenden Urteil: „... Sigismund legalisierte gerade 
bei seinem Taktieren die Ergebnisse der hussitischen Revolution." Ka l ivoda , Robert: 
Zum Ende der Taboriten und zur konkreten Dialektik der böhmischen Reformation. BohZ 
28 (1987) 354-359, hier 357. 
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für die vom Kaiser noch ungeklärt und ungesichert zurückgelassene konfessionelle 
Koexistenzsituation, andererseits eine Reaktion auf den erneuten Trend zu einem 
politischen hussitischen Monismus in der Zeit Georgs von Podiebrad. 
Langfristig gesehen hat Sigmund mit seinem politischen Konsensverfahren und 
seiner kaiserlichen Interessenpolitik der Herrschaftsstabilisierung auf sehr praktisch-
konkrete Weise beigetragen zu dem bekannten, durch die notwendigen Rücksichten 
auf die politisch-gesellschaftlichen Interessen sich entwickelnden Lernprozeß der 
böhmischen Gesellschaft in Richtung auf religiöse Toleranz196. Ob freilich die Exi-
stenz zweier Konfessionen im Land und der Weg zu deren Koexistenz und Toleranz, 
den Böhmen trotz aller Konflikte für fast zweihundert Jahre ging, historisch als Bela-
stung oder als kultureller Fortschritt zu bewerten ist, diese Frage weist auf eine ganz 
grundsätzliche Problemstellung hin. Sie wird keineswegs einhellig positiv beantwor-
tet197. 
Daß das Basler Konzil dem „Prinzip der Toleranz religiöser Minderheiten Geltung 
verschafft" hätte198, davon kann freilich keine Rede sein. Es ging dem Konzil nicht um 
Toleranz, nicht einmal um Koexistenz, sondern um Einheit. Für Einheit und Frieden 
war es zu Gewaltverzicht und zum Gespräch mit den Häretikern bereit. Angesichts 
der kirchengeschichtlichen Vergangenheit bedeutete dies allerdings eine beachtens-
werte und für die Ergebnisse grundlegende Einsicht in die reale Notwendigkeit. Was 
am Ende des Weges als praktische und faktische Koexistenz herauskam, lag dann aber 
weder in der Absicht noch auf der praktischen politischen Linie des Konzils. Die 
Koexistenz, die sich vielmehr gegen den Widerstand des Konzils ergab, war das Ver-
dienst zum einen der Hussiten selbst, zum anderen Kaiser Sigmunds, der die Aner-
kennung einer doppelten Kirchenstruktur ebenso wie die Reduktion der geistlichen 
Güter durchsetzte - indem er dabei seine Verpflichtungen gegenüber dem Konzil 
umging, um seine Herrschaftsinteressen zu wahren. Voraussetzung und Ergebnis die-
ses Prozesses zur Koexistenz war nicht die Toleranz des Konzils, sondern die Säkula-
risierung des politischen Denkens bei den weltlichen Gewalten. Auf dieser Grundlage 
hat dann die böhmische und mährische Ständegemeinde allmählich zu öffentlicher 
Toleranz gefunden. 
Auch Schre ine r : „Duldsamkeit" 209 urteilt zu Recht, daß Toleranz das Ergebnis eines 
Lernprozesses war. „Erfahrungswandel widerlegte die gängige Behauptung, daß Religions-
verschiedenheit eine Quelle des Unfriedens sei." 
Skýbová , Anna: Politische Aspekte der Existenz zweier Konfessionen im Königreich 
Böhmen bis zum Anfang des 17. Jahrhunderts. In: Martin Luther, Leben-Werk-Wirkung. 
Hrsg. v. Günther V o g 1 e r u.a. Berlin 1983, 463-480. - Dagegen grundsätzlich zum Ver-
fahren der Konfliktbewältigung, das die böhmischen Stände auf diese Weise „lernten", 
E b e r h a r d , Winfried: Interessengegensätze und Landesgemeinde. Die böhmischen Stände 
im nachrevolutionären Stabilisierungskonflikt. In: Europa 1500, Integrationsprozesse im 
Widerstreit. Hrsg. v. Ferdinand Seibt/Winfried Ebe rha rd . Stuttgart 1987, 330-348, 
hier 345-348. 
Z i m m e r m a n n , Harald: Das Mittelalter, Teil II. Braunschweig 1979, 195. - Meu-
t h e n : Basler Konzil 16 ist hier zurecht viel skeptischer. 
